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Der Heimatdienft 


Der Schlußſtrich 


Don Reg.⸗Rat Dr. O. Wingen 


Am Vorabend der zwölften Wiederkehr des Inkrafttretens 
des Vertrages von Derfailles (10. Januar 1920) hat Reichskanzler 
Dr. Brüning eine Erklärung über das deutſche Derhandlungsziel 
auf der am 25. Januar beginnenden Reparationskonferenz in 
Lauſanne⸗Ouchy abgegeben, die in Deutſchland und der ganzen 
übrigen Welt größte Beachtung gefunden hat, denn ſie zieht für 
Deutſchland den Schlußſtrich unter eines der traurigſten Kapitel 
menſchlicher Geſchichte, die Reparationen. Der deutſche Reichskanzler 
erklärte einem Vertreter des WTB. gegenüber, daß irgend⸗ 
ein Zweifel an der Haltung der deutſchen Delegation in Sau- 
ſanne doch nicht gut möglich ſei. Er brauche in dieſer 
Hinſicht nur auf die verſchiedenen deutſchen Verlautbarungen 
der letzten Zeit hinzuweiſen, wobei er die amtlichen Auße⸗ 
rungen anläßlich des Neujahrsfeſtes und feine eigene Rundfunkrede 
vom 7. Dezember erwähnte. Es gelte jetzt für die beteiligten Mächte, 
die Schlußfolgerungen aus dem Bericht der Baſeler Sachverſtändigen 
zu ziehen. Der Bericht habe noch einmal die gewaltigen Dimenſionen 
der Weltkriſe aufgezeigt und vor allem die verheerenden Folgen ge⸗ 
ſchildert, die dieſe Krife gerade für Deutſchland mit ſich gebracht 
habe. Er führe der Welt die bis an die äußerſte Grenze gehenden 
Maßnahmen vor Augen, die in Deutſchland zur Bekämpfung der 
Kriſe ergriffen worden ſeien, und erkenne von ihnen an, daß ſie in 
der modernen Geſetzgebung ohne Beiſpiel da⸗ 
ſtänden. Zugleich beweiſe der Bericht aber, 
daß einſeitige deutſche Maßnahmen nicht 
ausreichen könnten, daß vielmehr die Lage 
Deutſchlands, die in weitem Maße die Ur- 
ſache für die ſteigende finanzielle Lähmung 
der Welt ſei, gebieteriſch ein gemeinſames 
Handeln der Regierungen, und zwar ein ſo⸗ 
fortiges Handeln fordere. Dafür, wohin die 
Entſchließungen der Regierungen gehen 
müßten, gebe der Bericht, wenn er auch auf 
formulierte Dorfchläge verzichte, doch ganz 
klar die Richtlinie an. Er zeige die tat⸗ 
ſächliche Fahlungsunfähigkeit Deutſchlands 
und zeige darüber hinaus, in welchem engen 
urfählihen Zuſammenhange gerade die 
deutſchen Reparationszahlungen mit der 
ganzen gegenwärtigen Lage ſtänden. Dabei 
ſtelle der Bericht ausdrücklich feſt, daß ſich 
die Vorausſetzungen, von denen ſeinerzeit 
die Derfajjer des Voungplanes ausgegangen 
feien, grundlegend geändert hätten. Hiermit, 
jo betonte der Herr Reichskanzler, ſei im 
Grunde alles geſagt. Es liege klar 
zutage, daß Deutſchlands Lage 
ihm die Fortſetzung politiſcher 
Zahlungen unmöglich mache. 
Ebenſo klar fei, daß jeder Ders 
ſuch, das en folder poli⸗ 
tifhen Zahlungen aufredt- 
zuer halten, 

Deutſchland, 


nicht nur für 

fondern für Die 
ganze Welt zum Unheil führen > 
müſſe. Bei dieſem Stand der Dinge fei der Reichsregierung 
ein Spielraum für Überlegungen, welchen ey fie ein⸗ 
zunehmen habe, überhaupt nicht gegeben. ie könne 
auf der bevorſtehenden Konferenz nichts anderes 
tun, als die gegebene Sachlage darzuſtellen und 
an die anderen beteiligten Regierungen die Auf ⸗ 
forderung zu richten, daß ſie auch ihrerſeits 
dieſer Sachlage Rechnung trügen und nicht nach 
Kompromißlöſungen ſuchten, für die eine reale 
Möglichkeit nicht mehr gegeben ſei. Er glaube be⸗ 
ſtimmt, daß es heute in keinem Lager mehr an der inneren Einſicht 
in die Notwendigkeit der jetzt zu ziehenden Schlußfolgerungen fehle. 
Es komme nur darauf an, — den Mut zur Verwirklichung dieſer 
Einficht zu finden. Soweit die hiſtoriſche Erklärung des Reichs⸗ 
kanzlers. 

Nicht nur in Deutſchland, ſondern überall, wo man ſich noch 
klaren Verſtand und Sinn für unerbittliche Tatſachen bewahrt hat, 
kann dieſe Stellungnahme nur als das erlöſende Wort in einer ver- 
zweifelten Situation begrüßt werden. Nur Böswillige oder mit 
unheilbarer Blindheit Geſchlagene können in dieſen Worten eine 
„Serreißung“ des Voungplanes, eine zyniſche Verachtung ab⸗ 
geſchloſſener Verträge, eine Verletzung „heiliger Rechte“ erblicken. 
Deutſchland handelt nur nach den cfeſtſtellungen des auch von Frank⸗ 
reich und ſeinen Bundesgenoſſen unterzeichneten Baſeler Gutachtens, 
wenn es feine Einſtellung zur Reparationsfrage ausſchließlich auf 
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Geldzuschüsse 


Schulden durch Deutſchland einſchließt, 


wirtſchaftliche Tatſachen gründet. Allzulange und allzu ſchwer hat 
die Welt darunter gelitten, daß man verſucht hat, den Strom berg⸗ 
aufwärts zu zwingen. Wachſende Verarmung iſt die allgemeine 
Folge dieſer Torheit. Der Lebensſtandard Deutſchlands iſt nicht 
weiter zu ſenken, ſeine Steuerkraft iſt erſchöpft. Sein einziges 
gegenwärtiges Aktivum, die Ausfuhr, beginnt rapide zurückzugeben 
unter dem Druck der Europa allmählich erſtickenden Sollmauern. 
Auch wenn die Reparationen fortfallen, bleiben genug Laſten an Der- 
zinſung und Tilgung der privaten und öffentlichen Auslands⸗ 
ſchulden aus den vergangenen Jahren übrig, die zu erarbeiten nicht 
leicht ſein wird. Was Deutſchland braucht, was der ganzen Welt 
nottut, das ift die Befreiung von Chimären, die begründete Aus icht 
auf wirkliche Aufſtiegsmöglichkeiten. Das iſt nicht wieder auf dem 
Wege zerbrechlicher Proviſorien, ſondern nur durch radikale Be⸗ 
ſeitigung des Seuchenbazillus zu erreichen. Das ſoll und muß das 
Ergebnis der Konferenz von Lauſanne fein, wenn anders die Per- 
nunft über den Wahnſinn ſiegen ſoll. 

Kann ſo kein Sweifel mehr ſein über die wirtſchaftliche Un⸗ 
möglichkeit weiterer Reparationszahlungen, fo zwingt auch eine 
andere Betrachtung zum endlichen und endgültigen Abſchluß dieſes 
Kapitels traurigſter menſchlicher Unzulänglichkeit. Nach deutſcher 
Auffaſſung iſt der Anſpruch Frankreichs auf Reparationen bereits 
voll erfüllt. Die juriſtiſche Grundlage der 
Verpflichtung zur „Reparation“, d. h. zum 
Schadenserſatz, zur Wiedergutmachung, bildet 
der Abſchluß des Waffenſtillſtandes. Dieſer 
erfolgte ausdrücklich auf der Grundlage des 
ſogenannten Wilſon⸗ Friedens. In dem dem 
Waffenſtillſtand vorhergehenden Notenwechſel 
zwiſchen Deutſchland und den Amerikanern 
als den Wortführern der Alliierten iſt das 
ausdrücklich und unmißverſtändlich tlar- 
geſtellt. In der letzten dieſer Noten vom 
5. November 1918, welche die Unterſchrift 
des amerikaniſchen Außenminiſters Lanſing 
trägt, wird in nicht mißzudeutenden Worten 
geſagt, daß die Alliierten ihre Bereitſchaft 
zum Friedensſchluß erklären „auf Grund der 
Friedensbedingungen, die in der Anſprache 
20 2 des Präſidenten (Wilſon) an den Kongreß 
24. vom 8. Januar 1918, ſowie der Grundſätze, 
N die in ſeinen ſpäteren Anſprachen nieder⸗ 
gelegt ſind“. Neben dieſer allgemeinen An⸗ 
erkennung des Grundſatzes, daß kein „Haß⸗ 
friede“ den Weltkrieg abſchließen follte, findet 
ſich aber auch eine ganz genaue Definition 
des von Deutſchland zu erſetzenden Schadens. 
Die Alliierten „verſtehen darunter, daß 
Deutſchland für alle durch ſeine Angriffe 
zu Land, zu Waſſer und in der Luft der 
Zivilbevölkerung der Alliierten und ihrem 
Eigentum zugefügten Schaden Erſatz leiſten 
foll“. An dieſer klaren Beſtimmung des 
Begriffes „Reparation“, der keinerlei Ver⸗ 
pflichtung zur Zahlung der interalliierten 
iſt nicht zu deuteln. 
Und wenn ſpäter dieſe feierliche, beide Parteien bindende 
Beſtimmung des Vorfriedens im Vertrag von Derſailles 
gebrochen worden ift, jo ändert das nichts daran, daß Deutſch⸗ 
land fih nur auf Grund der Lanſing⸗Note verpflichtet zu 
fühlen braucht. Die beſetzt geweſenen Gebiete Vordfrankreichs 
ſind aber inzwiſchen wieder aufgebaut. Die dafür aufgewandten 
Summen ſind zu überſehen und werden ziffernmäßig im franzöſiſchen 
Reichshaushalt aufgeführt. In der Anlage XIV zu dem Haushalts- 
entwurf für das Jahr 1952 ſind die geſamten Aufwendungen für 
die Sachſchäden mit 97 881 Millionen Papierfrank ausgewieſen 
worden. Hiervon fällt jedoch uns nicht zur Laſt ein Betrag von 
5808 Millionen Fr. für Schäden an dem öffentlichen Eigentum und 
ein Betrag von 12 475 Millionen Fr. für Zinszahlungen, Ders 
waltungskoſten und dergleichen. Als erſtattungspflichtiger Betrag 
verbleiben 79,6 Milliarden Fr. Dieſer Betrag iſt in der Anlage XIV 
auch beſonders als „Dommages aux biens. Total“ zuſammen⸗ 
gefaßt. Der anzöſiſche Miniſter für die öffentlichen Arbeiten, 
Deligne, hat überdies in einer Rede vom 50. September 1951 den 
Betrag der Aufwendungen für die Wiederherſtellung der Sach⸗ 
ſchäden ſeinerſeits mit 80,1 Milliarden Fr. beziffert. Von dieſer 
Sahl von rund 80 Milliarden Fr. oder 15,5 Milliarden Mark müſſen 
wir bei der Bewertung der 3 Sachſchäden ausgehen. Ob 
ein ſolcher Aufwand zur Wiederherſtellung der Schäden tatſächlich 
gerechtfertigt war, kann dabei hier unerörtert bleiben. 
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Es bleibt nun noch die Frage nach dem Wert der bisherigen 
deutſchen Leiſtungen auf Grund des Vertrages von Derſailles zu 
klären. Die Schätzungen über die Höhe dieſer Leiſtungen gehen weit 
auseinander. Auch wer mit dem beſten Willen objektiver Wert⸗ 
ermittlung dem Problem gegenübertritt, ſtößt auf außerordentliche 
Schwierigkeiten. Dabei laſſen ſich die Leiſtungen Deutſchlands ſeit 
dem 1. September 1924, d. h. feit dem Inkrafttreten des Dawes⸗ 
planes, bis zum 1. Juli 1951, bis zum Hoover⸗Feierjahr, angeben, 
ohne daß ſie von irgendeiner Seite angezweifelt werden können. 
Sie betragen für die Dawesplanzeit (1. Sep⸗ 
tember 1924 bis 50. Auguſt 1929) 8 Mil- 
liarden RM., für die Noungplanzeit weitere 
5 Milliarden RM. So unbeſtreitbar dieſe 
Tiffern ſind, ſo ſehr gehen die verſchiedenen 

chätzungen für die Leiſtungen der voran- 
gehenden Jahre auseinander. Die Abrech⸗ 
nung der Reparationskommiſſion mit 9,5 
Milliarden AM. bis zum 30. Juli 1924 
kann nicht ernſt genommen werden. Ein« 
mal iſt ſie unvollſtändig und dann zeigen 
ihre Bewertungsmethoden fo offen das Be- 
ſtreben des Gläubigers, den Schuldner zu 
drücken, daß dieſe Berechnung ausſcheiden 
muß, auch wenn ſie neuerdings von Frank⸗ 
reich wieder hervorgeholt worden iſt. In 
einer vielgenannten Denkſchrift des kürzlich 
verſtorbenen Profeſſors der National- 
ökonomie Lujo Brentano werden die ſo⸗ 
genannten gutſchriftsfähigen Leiſtungen bis 
zum 51. Dezember 1922 auf 41,6 Milliarden 
Goldmark berechnet. Hinzu kommen noch 
weitere 14,5 Milliarden Goldmark, für die posten Beeii- 
Deutſchland einen Anſpruch auf Gutſchrift ee 
nicht hat, die aber als Leiſtungen der deut⸗ 
ſchen Volkswirtſchaft zu der kriſenhaften 
Entwicklung Deutſchlands beigetragen haben 
und die für die Empfangsländer eine mate⸗ 
tielle Bereicherung darſtellen. Brentano |] Schulden 
kommt alſo auf einen Mindeſtwert von 
rund 56 Milliarden Goldmark bis Ende 1922. 
In der Folgezeit hat ſich gezeigt, daß dieſe 
Schätzungen im einzelnen einer gewiſſen 
Korrektur bedürfen, die aber das Geſamtbild nicht verändern. Die 
nächſt der Schätzung von Brentano am meiſten bekannte Rech⸗ 
nung ſtammt aus amerikaniſcher Quelle. Das im Jahre 1923 
>n der Carnegie⸗Geſellſchaft begründete „Wirtſchaftsinſtitut“ 
( nstitute of Economics) in Wafhington hat im Jahre 1924 eine 
umfangreiche Studie über „Deutſchlands Fahlungsfähigkeit“ ver- 
öffentlicht. Darin findet fih auch eine Schätzung des Goldmark⸗ 
ice der deutſchen Leiſtungen vom 11. November 1918 bis 30. Sep» 
ae gpa die fih pi 26 Milliarden beläuft, mit dem ausdrück⸗ 
= orbehalt, dieſe Schätzung könne möglicherweiſe um mehrere 
fi es un gu niedrig fein. Gehen wir von diefer Summe aus und 

gen wir für die Zeit bis zum 1. September 1924 noch Leiſtungen 
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im Schätzungswerte von 1,4 Milliarden Goldmark hinzu ſowie die 
obenerwähnten 11 Milliarden Reichsmark bis zum 1. Juli 1931, 
fo erhalten wir eine Mindeſtſumme von 38,4 Milliarden Reichs⸗ 
mark. Von deutſcher Seite ſind neuerdings erneute Schätzungen 
angeſtellt worden, die demnächſt veröffentlicht werden dürften und 
die ebenfalls die Tatſache beſtätigen, daß Frankreich den auch jetzt 
wieder von der franzöſiſchen Preſſe ſo einmütig geforderten „Erſatz 
der Wiederaufbaukoſten“ erhalten hat. Der „Gerechtigkeit“ iſt Ge⸗ 
nüge geſchehen, die „heilige Schuld“ muß als reſtlos getilgt be⸗ 

trachtet werden, denn Frankreich erhält 


Deutschlands öchuldenbilanz 1032 AE ee Leiſtungen etwas über 


Zinslast und Zinseinnahmen (ohne Reparationszahlungen) 
Nach dem Baseler Bericht in Millionen RM 


Dieſe Erkenntnis fett fih auch im 
Auslande immer ſtärker durch. So hat der 
bekannte amerikaniſche Senator Borah am 
25. Dezember v. Is. erklärt: „Wenn ge⸗ 
ſagt werde, daß Frankreich ein Recht auf 
die ungeſchützten Reparationszahlungen 
habe, um die Kriegsfhäden zu decken, jo 
; könne geantwortet werden, daß die von 

> . — = Deutſchland geleiteten Zahlungen verſchie⸗ 

9 ae e dener Art etwa 9,5 Milliarden Dollar be⸗ 

Se Forderungen | tragen hätten, wovon 52% Frankreich zu- 

ESG NN gefallen jeien, alfo ebenfoviel, wenn nicht 
mehr, als Frankreichs eigene Schätzungen 
der Kriegsſchäden betrügen.“ Der engliſche 
Nationalökonom Keynes, deſſen ſchon im 
Jahre 1919 veröffentlichte Prophezeiungen 
über „die wirtſchaftlichen Folgen des Frie⸗ 
densvertrages“ ſo furchtbare Erfüllung 
gefunden haben, kennzeichnete Englands 
Stellung zu dem Problem in einem Dor- 
trage in Hamburg am 8. Januar ds. Is. 
mit den folgenden Worten: Kein verant⸗ 
wortlicher Mann in England wünſche heute 
werden noch eine Fortſetzung von Reparations⸗ 
oder Kriegsſchuldenzahlungen in irgend⸗ 

einer Form. Ganz England träte unein⸗ 
I geſchränkt für völlige Aufhebung ein. 
Man habe erkannt, daß das Spyſtem 
dieſer Zahlungen ein unheilvoller Irrtum 
geweſen ſei. 

Um ſchließlich noch eine weitere ſehr bemerkenswerte Aus- 
landsſtimme anzuführen, ſchrieb die in Genf erſcheinende, keines⸗ 
wegs als deutſchfreundlich zu bezeichnende Zeitung „Journal de 
Geneve“ in ihrer Ausgabe vom 8. Januar d. J. unter anderem: 
„Die Reparationen im eigentlichen Sinne, d. h. die Koften für die 
Wiederherſtellung der verwüſteten Gebiete, find längſt bezahlt. Was 
die Franzoſen im Grunde daran hindert, ſich mit dem be⸗ 
reits Erhaltenen zu begnügen, das iſt die Furcht, daß Deutſchland 
ſich allzu ſchnell erholen und in der Welt wieder einen erſten 
Platz einnehmen könnte, den es dann dazu benutzen würde, um 


723 territorialen Beſtimmungen der Friedensverträge in Frage zu 
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Deutſchland und die Abrüſtungskonferenz 


Don Dr. K. Schwendemann 


Am 2. Februar beginnt die erſte Allgemeine Abrüſtungskon⸗ 
ferenz in Genf, wie dies durch die Entſchließung des ee 
om ze Januar 1951 beſchloſſen worden iſt. Es hat inzwiſchen nicht 
a e gefehlt, den Beginn der Konferenz zu berſchieben. 
en ieje Verſuche haben nicht zum Ziele geführt. Meine Regierung 
125 e eine Vertagung der Konferenz offen zu beantragen. 
lichen 11 ee Zeichen dafür, daß der Druck der öffent- 
er geweſen i iti i 
mander n e geweſen iſt als die politiſchen Abfichten 
an hat Wünſche nach einer Derfchiebung der Konferenz viel- 
fach damit begründet, daß der vorgeſehene Seitpunkt 1 Eröff. 
nung in eine ſo beſonders ungünſtige Zeit falle. Einerfeits ſtänden 
wichtige Reparationsverhandlungen bevor, andererſeits wären durch 
den mandſchuriſchen Konflikt und manches andere Spannungen ge⸗ 
ſchaffen worden, die einen poſitiven Ausgang der Konferenz in 
Frage ſtellten. Es wird dabei ganz vergeſſen, daß mit ähnlichen 
Argumenten der Suſammenttitt der Abrüſtungskonferenz viele Jahre 
bingusgeſchoben worden ift. Einmal Waren die Arbeiten der Dor- 
bereitenden Abrüſtungskommiſſion noch nicht vollendet, das andere 
2 ax wollte man auf den Ausgang der engliſch⸗franzöſiſchen Flotten⸗ 
15 en warten, und dann erſchien es wieder notwendig, für 
— orbereitungen der Konferenz die nötige Zeit zu laſſen. In 
erer politiſch bewegten Epoche würden ſich ſicher noch viele Jahre 


lang politifche und ſonſtige Gründe finden laffen, um den Zuſam⸗ 
mentritt einer Abrüſtungskonferenz abzulehnen, wenn einem die 
Konferenz unbequem wäre. Wenn man die über die Abrüſtungs⸗ 
frage ſeit Kriegsende geführten Verhandlungen überblickt, wenn man 
die Summe der Widerſtände gegen die allgemeine Abrüſtung ermißt, 
die ſich in dieſer Zeit geltend gemacht haben, jo muß man jagen, 
daß die Feſtſetzung und die Innehaltung des Termins der Kon- 
ferenz bereits ein politiſcher Erfolg derer genannt werden muß, die 
die allgemeine Abrüſtung wollen. Aber auch der Moment, in dem 
die Konferenz zuſammentritt, iſt günſtig, trotzdem die Staatsmänner 
mit Reparations- und anderen Sorgen reichlich beſchäftigt find. 
Die Konferenz tritt zuſammen auf dem Höhepunkt einer ſchweren 
Weltwirtſchaftskriſis. Überall find die Staatsfinanzen mit Defiziten 
belaſtet, überall bringt ſteigende Arbeitsloſigkeit Mindereinnahmen 
und größere Ausgaben in den Budgets. Die Laft der Rüſtungen 
wird von den Völkern ſtärker als feit langem empfunden. Das hat 
bereits die Einſtellung mancher Regierungen zum Abrüftungs- 
problem grundlegend geändert. Man kann ſagen, daß die Abrüſtung 
in der ganzen Nachkriegszeit nie ſo populär geweſen iſt wie heute. 
Iſt das vielleicht ein ungünſtiger Moment für den Fuſammentritt 
der Konferenz? Bei einem feit jeher fo eiferſüchtig gehüteten Teil 
der ſtaatlichen Souveränität, wie es die Küſtungen ſind, iſt eine 
internationale Rüſtungsherabſetzung nur denkbar, wenn die Regie⸗ 
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rungen unter dem ſcharfen Druck der öffentlichen Meinung und 
der finanziellen Notwendigkeiten ſtehen. Wenn man dem Beginn 
der Abrüſtungskonferenz mit begründeten Hoffnungen auf einen 
poſitiven Ausgang entgegenſehen darf, ſo in erſter Linie deswegen, 
weil die Not der Zeit in diefe Richtung drängt. 

welches find die Aufgaben der Allgemeinen Abrüſtungskon⸗ 
ferenz? Sie foll eine einſchneidende Verminderung der Küſtungen 
bei den noch nicht abgerüſteten Staaten herbeiführen und durch 
ein internationales Abkommen dieſen verminderten Rüſtungs⸗ 
ſtandard auf eine Reihe von Jahren, d. h. bis zum Ablauf und 
zum Abſchluß eines neuen Abkommens, feſtlegen. Dabei iſt ſelbſt⸗ 
verſtändliche Dorausjegung, daß die abgerüſteten Staaten an dieſem 
allgemeinen Abrüſtungsabkommen gleichberechtigt teilnehmen. Das 
bedeutet, daß der Rüſtungsausgleich zwiſchen den abgerüſteten und 
noch nicht abgerüſteten Staaten in dieſem Abkommen feſtgelegt 
werden muß. Denn die Abrüſtung Deutfchlands, Gſterreichs, 
Ungarns und Bulgariens durch die Friedensdiktate war nur die 
Einleitung zur allgemeinen Abrüſtung, war nur eine Dorleiſtung 
auf dieſelbe. Dazu kommt, daß die allgemeine Abrüſtung ſich auf 
Grund des Artikels 8 der Völkerbundsſatzung vollzieht. Der Völker⸗ 
bund ift aber eine Geſellſchaft freier und gleichberechtigter Völker. 
Es kann in ihm keine Staaten zweierlei Rechtes geben. Solange 
zwiſchen den durch die Friedensverträge abgerüſteten und den nicht 
abgerüſteten Staaten hinſichtlich der Rüſtung eine Diskriminierung 
zuungunſten der erſteren beſteht, kann von Rechtsgleichheit nicht die 
Rede ſein. Die heute tatſächlich vorhandene Diskriminierung hat 
einen Schein formalen Rechtes, ſolange die erſte Allgemeine Ab⸗ 
rüſtungskonferenz nicht zuſammengetreten iſt. Geſchieht dies und 
wird ein internationales Abrüſtungsabkommen ausgearbeitet, ſo muß 
das Prinzip der Gleichberechtigung darin praktiſch verwirklicht 
werden. Das bedeutet in erſter Linie Methodengleichheit der Ab⸗ 
rüſtung für alle Völker. 

Die Vorbereitende Abrüſtungskommiſſion des Völkerbundes hat in 
fünfjähriger Arbeit von 1925 bis 1950 einen Entwurf zu einem all⸗ 


gemeinen Abrüſtungsabkommen ausgearbeitet, das den Grundſatz der 


Gleichberechtigung negiert, da es für die allgemeine Abrüſtung ganz 
andere Grundſätze und Methoden zur Anwendung bringen will als 
die, nach denen Deutſchland und feine früheren Verbündeten abge⸗ 
rüſtet worden ſind, und gleichzeitig in ſeinem Artikel 55 feſtſetzt, 
daß die abgerüſteten Staaten aufs neue ihre Abrüſtungsverpflich⸗ 
tungen freiwillig anerkennen. Wenn dieſer Konventionsentwurf 
rechtsgültig würde, würde die heute beſtehende rechtliche und tat⸗ 
ſächliche Diskriminierung zwiſchen den abgerüſteten und nicht ab⸗ 
gerüſteten Staaten verewigt werden. Man muß ſich klarmachen, 
was das bedeutet. Es würde bedeuten, daß der Weg zu einem 
Rüſtungsausgleich zwiſchen Deutſchland und feinen Nachbarn 
definitiv verbaut würde; denn es ift klar, daß ohne Methoden- 
leichheit in der Abrüſtung, d. h. ohne daß bei allen Völkern die⸗ 
fen Rüſtungsfaktoren (beſonders ausgebildete Reſerven und 
eſervematerial, Material des Landheeres, Flugwaffe uſw.) herab⸗ 
geſetzt und beſchränkt bzw. verboten werden, der heute beſtehende 
ungeheuerliche Unterſchied in den Rüftungen Deutſchlands und feiner 
Nachbarn niemals ausgeglichen werden könnte. Nur wenn das, 
was Deutſchland verboten iſt, allen verboten oder Deutſchland alles 
geſtattet iſt, was den andern erlaubt iſt, kann eine Angleichung des 
Rüftungsniveaus der einzelnen Länder ſtattfinden. Dieſe praktiſche 
Anerkennung der Rechtsgleichheit zwiſchen den abgerüſteten und noch 
nicht abgerüſteten Staaten iſt für Deutſchland die Kernfrage der 
Abrüſtungskonferenz, ohne deren zufriedenſtellende Löſung die Teil- 
nahme Deutſchlands an einem allgemeinen Abrüſtungsabkommen un⸗ 
möglich iſt. Man muß ſich wieder klar ſein, was das bedeutet. 
Theoretiſch wäre ja denkbar, daß die anderen Staaten unter ſich 
ein Abrüſtungsabkommen abſchließen, das nicht eine tatſächliche, 
ſondern eine Scheinlöſung des Abrüſtungsproblems bedeuten würde, 
durch das dieſe Staaten ſcheinbar die Verpflichtungen des Artikels 8 
der Dölferbundsfaung zur Durchführung brächten, und an dem die 
abgerüſteten Staaten nicht teilnehmen würden. So etwas iſt jedoch 
praktiſch undurchführbar. Ein allgemeines Abrüſtungsabkommen 
ohne die Beteiligung Deutſchlands iſt unmöglich. Denn nie werden 
die Nachbarſtaaten Deutſchlands fih dazu bereitfinden, ihrem 


Mitte auszuſchalten. 


Rüftungseifer irgendwelche Beſchränkungen aufzuerlegen, wenn nicht 
Deutſchland an einem ſolchen Abkommen teilnimmt. Dasſelbe gilt 
für die Derhältniffe auf dem Balkan. Es ift ein weſentlicher Punkt 
der deutſchen Stellung auf der Abrüſtungskonferenz in Genf, daß 
ohne die Teilnahme Deutſchlands ein Abrüſtungsabkommen un⸗ 
möglich if. Da die Begrenzung der Seerüſtungen einen Teil 
eines ſolchen Abkommens darſtellen wird, jo ift auch eine Der- 
minderung der von England und Amerika ſo ſehr gewünſchten 
finanziellen Laſten der Seerüſtung nicht möglich, ohne die Zu⸗ 
ſtimmung Deutſchlands in Genf. Es iſt nicht ſo, daß das Wort 
Deutſchlands auf dieſer Konferenz nicht ſchwer wiegen wird. 


Im übrigen liegt es auf der Hand, daß die Poſition Deutſch⸗ 
lands auf der Abrüſtungskonferenz auch ſonſt keineswegs ungünſtig 
iſt. Deutſchland hat abgerüſtet. Wenn Mittel und Wege zu einer 
allgemeinen Abrüſtung geſucht werden, ſo bietet ſich von ſelbſt das 
deutſche Beiſpiel. Der ſchon erwähnte ſchlechte und ungerechte 
Konventionsentwurf der Dorbereitenden Abrüſtungskommiſſion iſt 
eine Konſtruktion im luftleeren Raum ohne jede Erfahrung hin⸗ 
ſichtlich ſeiner praktiſchen Durchführbarkeit. Die für Deutſchland 
und die anderen abgerüſteten Staaten gültigen Beſtimmungen der 
Friedensdiktate find jedoch praktiſch zur Durchführung gelangt. Die 
Abrüſtung dieſer Staaten ift tatſächlich in wenigen Jahren durch- 
geführt worden und beſteht. Deutſchland wird deshalb in Genf 
immer wieder verlangen müſſen, daß die anderen dieſelben 
Rüſtungsbeſchränkungen auf fih nehmen, die in den Friedensver⸗ 
trägen für die abgerüſteten Staaten formuliert ſind. Es wird die 
Aufgabe der anderen ſein, wenn ſie dies nicht wollen, nachzuweiſen, 
daß ihre Dorfchläge hinſichtſich Rüſtungsverminderung und »be⸗ 
ſchränkung beffer und wirkſamer find als die Methoden der Friedens- 
diktate. Auf dieſe Argumentation darf man geſpannt ſein. 


Das durch ſo viele und tiefgehende Sorgen bedrückte deutſche 
Volk wird mit geſpannter Aufmerkſamkeit nach Genf blicken müſſen. 
Wenn es manchem, der in tiefen Nöten ſteckt, den die Sorge um 
das Nächſtliegende, das tägliche Brot, in des Wortes unmittel- 
barſter Bedeutung quält, vielleicht als eine ihn nur mäßig angehende 
Frage erſcheint, ob Deutſchland die Gleichberechtigung auf dem 
Gebiete der Rüſtungen fih erkämpft, ob der Rüſtungsausgleich 
zwiſchen uns und der übrigen Welt ſtattfindet oder nicht, ob die 
anderen nach unſerem Vorbild und unſeren Methoden oder nach 
anderem abrüſten, möge folgendes bedenken: In Genf entſcheidet 
fih vielleicht die wichtigſte Frage der deutſchen Zukunft. Der Der- 
failler Vertrag, der Deutſchland einſeitig entwaffnet hat, tat dies 
mit der Abſicht, durch dauernde Wehrloſigkeit Deutſchland als 
Großmacht, als entſcheidenden politiſchen Faktor der europäiſchen 
Was die Wehrloſigkeit uns gekoſtet hat in 
den Jahren unaufhörlicher Diktate, Bedrohungen und Erpreſſungen, 
haben wir alle genugſam erlebt. Wäre die Ruhrinvaſion mit ihren 
Folgeerſcheinungen von Währungszuſammenbruch und allem, was ſich 
daraus ergab, möglich geweſen, wenn Deutſchland militäriſch nicht 
machtlos geweſen wäre? Aber nicht nur an die Vergangenheit, auch 
an die Zukunft muß man denken. Wir leben heute in einer Zeit, 
in der der Krieg noch unpopulär iſt, in der pſychologiſche Nach⸗ 
wirkungen des Weltkrieges noch wirkſam ſind. Weiß man, wie die 
pſychologiſche Lage Europas in 20 oder 50 Jahren ſein wird, wenn 
nur noch wenige den Krieg aus eigener Anſchauung kennend Hat 
nicht ein franzöſiſcher General geſagt, daß ein entwaffnetes Land 
eine Verſuchung für feine Nachbarn fei? Zeigt nicht die Geſchichte 
die Wahrheit dieſes Wortes und hat nicht Deutſchland in Jahr⸗ 
hunderten politiſcher Uneinigkeit und damit militäriſcher Machtloſig⸗ 
keit die Wahrheit dieſes Wortes auf das furchtbarſte erleben müſſen ? 
In diefem Fuſammenhang muß das deutſche Volk die Allgemeine 
Abrüſtungskonferenz ſehen, die am 2. Februar beginnt. Es muß 
wiſſen, daß es ſich dabei um Lebensfragen ſeines Daſeins handelt. 
Im Bewußtſein ſeines Rechtes, im Bewußtſein deſſen, daß es in 
Genf die Abrüſtung der anderen nach Maßſtab und Methoden der 
eigenen Abrüſtung zu fordern juriſtiſch und moraliſch berechtigt iſt, 
muß es in voller Einmütigkeit hinter der deutſchen Abrüſtungs⸗ 
delegation ſtehen, die die ſchwere Aufgabe hat, gegen vielfältige 
Widerſtände Deutſchlands Recht in Genf zu erkämpfen. 


Otto Braun Zum Go. Geburtstage des ꝓreußiſchen Minifterpräfidenten 


Seit den Novembertagen 1918 haben nur wenige der neuen 
Staatsmänner den Einfluß auf die Geſtaltung unſerer innerpoli⸗ 
tiſchen Geſchicke ausgeübt wie der Mann, der ſeit mehr als elf 
Jahren an der Spitze des Preußiſchen Staates — nach vorangegan⸗ 
gener Tätigkeit als Landwirtſchaftsminiſter im Kabinett Paul 
Hirſch — ſteht. 

Als Landwirtſchaftsminiſter iſt Braun ſchon am 
Tage ſeines Amtsantritts mit einem Akt hervorgetreten, der daz 
Geſicht des deutſchen Oſtens und die Struktur der deutſchen agra 
riſchen Derhältniffe nicht unweſentlich verändeer hat: er gab den 
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Landarbeitern, der bis dahin unter Ausnahmegeſetzen ſtehen⸗ 
den Schicht, das ihnen fehlende Koalitionsrecht, ſchuf ihnen 
damit die Möglichkeit gewerkſchaftlichen Suſaremenſchluſſes zum 
Abſchluß kollektiver Arbeitsverträge zur Wahrung ihrer elemen⸗ 
tarſten Rechte und zur Erkampfung einigermaßen menſchenwür⸗ 
diger Lebensbedingungen. Hier wurde erſtmalig ein alteingewur⸗ 
zeltes Anrecht an einem ſchwer benachteiligten Teil unſerer Dolfs- 
genoſſen gutgemacht und zugleich ein wirkſames Mittel gewählt, 
um die nationale Widerſtandskraft des deutſchen 
dünnbevölkerten agrariſchen Oſtens zu ſtärken, 
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dem ſtarke Leerblutung durch die Kandarbeiter- Abwanderung drohte. 
Weiter hat Braun ſeine große und bekannte Energie für Reformen 
auf dem landwirtſchaftlichen Gebiet eingeſetzt; ihm ſchwebte dabei 
vor allem vor, die Produktionskraft der deutſchen 
Landwirtſchaft zu ſtärken und jomit die für unſere Jah- 
lungsbilanz verhängnisvolle große Nahrungsmitteleinfuhr auf ein 
zu rechtfertigendes Maß zu verringern. Intenſivierung der land⸗ 
wirtſchaftlichen Betriebe, Derbefjerung der Erzeugung bis zur Stan- 
dardiſierung der Hauptprodukte, um der techniſch vervollkommneten 
Konkurrenz der Haupteinfuhrländer gewachſen zu fein, Verbeſſerung 
des Bodens durch erhöhte Düngemittelzufuhr (künſtliche Stickſtoff⸗ 
erzeugung), Beſeitigung alter, läſtig empfundener Hemmnifje des 
rationelleren Arbeitens in den bäuerlichen Wirtſchaften durch ein 
ſyſtematiſches Umlegungsverfahren, großzügiger Ausbau des Bil- 
dungsweſens der deutſchen bäuerlichen Jugend etwa nach dem däni⸗ 
ſchen Vorbild, friedliche Neulandgewinnung durch Moor- und Öd- 
landkultivierungen im großen Umfang — das waren die praktiſchen 
Wege, die das Miniſterium unter Brauns ſtark vorwärtstreibender 
Leitung alsbald zu gehen begann und die es ſo weit ging, wie es 
die finanziellen Machtmittel des Landes in Zeiten ſchwerſter Wirt- 
ſchaftsnot nur irgend erlaubten. Rück⸗ 
blickend kann heute feſtgeſtellt werden, 
daß Brauns Arbeit als Landwirtſchafts⸗ 
miniſter der Landwirtſchaft Preußens 
bedeutſame Antriebe gegeben hat, und 
daß eine große Reihe wertvoller und 
wirkſamer Reformen eingeleitet worden 
find, die die innere Kraft der deutſchen 
Landwirtſchaft geſtärkt haben, wenn 
ſie naturgemäß auch nicht ent⸗ 
fernt alle inneren Schäden und 
Fehlorganiſationen zu beſeitigen ver⸗ 
mocht haben. 

Don weittragender politiſcher Be- 
deutung iſt es geweſen, daß Otto 
Braun nach dem Kapp-Putſch das 
Preußiſche Miniſterpräſi⸗ 
dium übernahm. Don dieſer Zeit 
an bat er durch feine feſte und 
ruhige Energie, die ſich mit einem 
ſicher urteilenden Verſtand verbindet, 
der Entwicklung in Preußen den Stem- 
pel ſeiner Perſönlichkeit aufgedrückt. 
Es gelang ihm über die furchtbar 
ſchwere Inflationszeit hinweg, die für 
den Staat eine doppelte Kriſenzeit 
bedeutete, die Regierung der 
großen Koalition, obwohl in 
ihr begreiflicherweiſe viel zentrifugale 
Kräfte vorhanden waren, zuſammen⸗ 
kotten 8 £ der Notzeit eine breite 

eglerungsbaſis entgegenzuſetzen. der Rückhalt die 
Regierungskoalition bewährte ſich e als ne 
5 „und ſkeptiſchen Stimmungen zum Trotz mit un⸗ 
eugſamer Stärke ſich jedem Derfuch einer Lockerung der Zu- 
gehörigkeit der Rheinlande zum Preußiſchen Staate wider⸗ 
pam, Es war ihm abſolut klar, daß mit einem ſolchen ſchein⸗ 
angeben an gewiſſe Strömungen ein verhängnisvoller erſter 
1 92 f einem abſchüſſigen Wege getan worden wäre, von dem 
päter kein Zurück gäbe, wenn erſt einmal der Fehler gemacht 
worden ſei, die organiſche Verbindung der Rheinlande mit dem 
Preußiſchen Staat und Derwaltungsapparat, die ſich ſeit hundert 
Jahren bewährt hatte, in irgendeiner Form aufzugeben oder nur zu 
ſchwächen. Brauns Politik hat ſich als richtig erwieſen, und er 
hat zweifellos dem Reiche damit den beſten Dienſt geleiſtet denn 
ein von Preußen losgelöſtes Rheinland wäre leicht völliger Ab⸗ 
trennung vom Reich unter franzöſiſchem Druck anheimgefallen. 


; Auch in den nun folgenden Jahren der Weimarer Noa⸗— 
lition hat Otto Braun immer wieder — ſei es durch Unter⸗ 
ſtützung der Außenpolitik, ſei es in den Fragen, die die 
Erhaltung eines feſten Reichsgefüges gerade in Krifenzeiten be- 
trafen — nicht nur die Autorität des Reiches zu ſtärken geſucht, 


ſondern mit aller Kraft die Reichsregierung bei ihrer oft maßlos 
ſchweren und ſtets in hohem Maße verantwortlichen Arbeit geſtützt. 
Niemals hat er kleinliche partikulariſtiſche Intereſſen Preußens 
den geſamtdeutſchen Intereſſen vorangeſtellt. Für die Reihs- 
reform hat er ſich offen eingeſetzt und hat immer wieder 
erklärt, daß Preußen bereit ſei, im Reiche aufzugehen, wenn 
die anderen Länder ſeinem Beiſpiele folgen würden. Er 
hat nie dabei unterlaſſen zu betonen, daß ſelbſtverſtändlich dieſe 
Reichsreform die deutſchen Stämme und Uulturſtrömungen 
nicht uniformieren und die für ein geſundes Polt kulturell 
notwendigen Stammeseigentümlichkeiten nicht unterdrücken oder 
beiſeite ſchieben dürfe. 

Braun hat es immer verſtanden, volle Objektivität bei 
allen Staatsgeſchäften obwalten zu laſſen und hat dieſe für 
einen Staatsmann beſonders notwendige Einſtellung insbeſon⸗ 
dere bewieſen, als er an die von vielen Seiten für nahezu un⸗ 
lösbar gehaltene Frage der konfeſſionellen Befriedung 
Preußens durch die beiden großen Kirchen verträge heran- 
ging. Große Teile der Gffentlichkeit hatten geglaubt, daß ein ſozial⸗ 
demokratiſcher Miniſterpräſident dieſes Werk nicht vollbringen und 
daß er dazu auch nicht die Gefolgſchaft 
ſeiner Regierungskoalition finden würde. 
Braun hat, all dieſer Schwierigkeiten 
ungeachtet, in langer und zäher Arbeit 
erreicht, daß das Parlament das ka- 
tholiſche Konkordat und ſpäter 
auch den evangeliſchen Kir- 
chen vertrag verabſchiedet hat. Da- 
mit war eine der ſchwierigſten Fragen 
für den modernen Staat, die von der 
Verfaſſung ungelöſt gelaſſene Abfindung 
der großen Kirchen als Entgelt für die 
ihnen früher durch Säkulariſierung ge⸗ 
nommenen Kirchengüter bzw. für die 
Rechte, die ihnen im alten Staat zuſtan⸗ 
den, in einer Weiſe zum Abſchluß ge- 
kommen, daß man in keinem Punkte ein 
Recht des Staates aufgab oder ein- 
ſchränkte, auf der anderen Seite aber 
die Anhänger der beiden großen chriſt⸗ 
lichen Konfeſſionen kirchlich voll befrie⸗ 
digte und damit den Weg zur Ausföh- 
nung ſo mancher noch abſeits ſtehender 
Volksteile mit dem modernen Staat 
öffnete, die in dieſem Staate den 
unduldſamen Vertreter antikirchlicher 
und gar antireligiöſer Tendenzen ers 
blickt hatten. 

Gerade in Vertragsabſchlüſſen hatte 
Braun ſchon früher ſeine beſondere 
i Stärke — Fähigkeit zum ruhigen Ab⸗ 
warten und Erfaſſung des pſychologiſch richtigen Augenblicks, zähe 
Energie und Vermeiden jeder kleinlichen Dorteilshaſcherei gegen⸗ 
über dem Gegner, wenn große Geſichtspunkte in Frage ſtanden — 
bewähren können. Er hat die ſcheinbar unentwirrbar ſchwierigen 
Groß-Hamburg-Derhandlungen und ſpäter die ähnlich 
gelagerten Dertragsverhandlungen mit Bremen über das Unter- 
weſergebiet in einer Weiſe zu Ende geführt, daß hier wirklich ſeinem 
politiſchen Ziel Genüge getan werden konnte, Zuftände zu ſchaffen, 
in denen mit dem geringſten Kräfteaufwand der größte überhaupt 
erreichbare Nutzen für Geſamtdeutſchland herausgeholt werden 
konnte. In all dieſen Derhandlungen hat er, bei aller Wahrung 
der Intereſſen des Preußiſchen Staates, als Vertreter gejamt- 
deutſcher Intereſſen, als deutſcher Staatsmann 
gehandelt. Hans Goslar. 


* * 
* 


Eben, gerade zum 60. Geburtstag, erſcheint im B. P.-Derlag 
G. m. b. B)., Berlin SW, aus der Feder von Gans Steffen 
in ſehr guter Ausſtattung und zum Preiſe von 1,55 RM. 
eine Schrift: „Otto Braun“, die, beginnend mit der eindrucksvollen 
Schilderung der oſtpreußiſchen Jugend, den Werdegang Brauns und 
ſeine Tätigkeit als Politiker und Staatsmann bis in dieſe Tage 
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hinein aufzeigt. Objektiv und von Parteigeſichtspunkten frei, wird 
hier in einer ganz ausgezeichnet wirkenden Form und in immer 
intereſſanter Darſtellung dem deutſchen Volke Leben und Leiſtung 
eines Mannes gezeigt, der durch ſeine Arbeit bewieſen hat, welche 
intellektuellen Kräfte gerade in der deutſchen Arbeiterſchaft ſchlum⸗ 


mern. Zum erſtenmal wird hier für Freund und Gegner Otto 


Brauns ein wahrheitsgetreues Bild ſeiner politiſchen Perſönlichkeit 


geboten, das den Mann und fein Werk aus dem Tages- 
kampf heraushebt und ihn allen Kreifen Deutſchlands verſtändlich 
machen will. br. 


Wandlungen des wirtſchaftlichen Kriſenbildes 


II. Der Warenmarkt 
Don Dr. Auguſt Müller, Staatsſekretär a. D. 
(Der einleitende Aufſatz „Bevölkerungsfragen und Arbeitsmarkt“ erſchien in Heimatdienſt 1931, Heft 23.) 


Die für den Charakter der gegenwärtigen Wirtſchaftsverfaſſung 
entſcheidenden Merkmale ſind: der kapitaliſtiſche Unternehmer, die 
marktmäßige Verbundenheit aller Wirtſchaftsvorgänge und der freie 
Lohnarbeiter. Der ſtörungsfreie Ablauf des wirtſchaftlichen Geſamt⸗ 
prozeſſes hängt darum von dem Dorhandenfein von Kapital, 
Abſatz und Arbeitskräften ab. Eine ausgeglichene Wirt⸗ 
ſchaft, innerhalb der dieſe drei Erforderniſſe in den erforderlichen 
Proportionen zur Verfügung ſtehen, iſt das wirtſchaftliche Ideal, 
das aber ſelten erreicht wird, weshalb die Konjunkturlehre ſich dar⸗ 
über ſtreitet, ob man unter dem „Normalzuſtand“ der kapitaliſtiſchen 
Wirtſchaft die Perioden der ausgeglichenen Wirtſchaftsverhältniſſe 
oder der Störungen des Wirtſchaftsablaufs zu verſtehen hat. Sieht 
man ab von den bedeutungsloſeren Wellenbewegungen im Auf und 
Ab des Wirtſchaftslebens, ſo kann man ſeit dem Eintritt der kapi⸗ 
taliſtiſchen Wirtſchaft in das Mannesalter vier große Intervalle 
unterſcheiden, Gezeiten des wirtſchaftlichen Lebensſtromes: 1822/1842 
Niedergang, 1843/1873 Aufſchwung, 1874/1894 Niedergang, 
1895/1915 Aufſchwung. Dann kam die große Zäfur: der Welt- 
krieg, der Ausmaß und Eigenart der gegenwärtigen Wirtſchafts⸗ 
kriſis entſcheidend beſtimmt. 
Für die Krifenproblematif der 
Gegenwart iſt es bezeichnend, 
daß is 5 zu⸗ 
vor ſo zahlreiche Propheten des 
kapitaliſtiſchen ge MILLIARDEN RM 
vorhanden waren als heute. No À 
bezeichnender ift allerdings der EES absoluten Wert in 2 
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Kriſenheilmittel werden aber zum Teil durch Anderungen 
der weltwirtſchaftlichen Struktur beeinflußt. 

Die Aufſchwungsperiode von 1895 bis 1915 war von fo augen- 
ſcheinlichen vorteilhaften Wirkungen auf die ſoziale Sphäre be⸗ 
gleitet, daß der Wirtſchaftsoptimismus einer Krifenwürdigung den 
Weg bahnen konnte, die das Spiel der Wechſellagen im Konjunktur- 
verlauf vor allzu ſtarkem Ausſchlag nach übertriebener Proſperität 
und daraus reſultierendem ſteilen Abſturz in das Kriſental durch 
eine Reihe von regelnden Wirtſchaftsfaktoren beeinflußt wähnte. 
Das gilt mehr von den Praktikern als von den Theoretikern des 
Wirtſchaftsweſens. Dieſe letzteren fühlten den Zufammenhang, von 
dem die ſtärkſte Erſchütterung des weltwirtſchaftlichen Syitems 
ausgehen konnte. Es war die Hegemonie Europas, das in 
der Zeit, in der ſich Kapitalismus und Weltwirtſchaft entwickelten, 
das kulturell⸗geiſtige Zentrum der Welt war und darauf eine wirt- 
ſchaftlich⸗techniſche Entwicklung aufbaute, die zur politiſchen, 
finanziellen und wirtſchaftlichen Vormachtſtellung Europas führte. 
Der „Knalleffeft der menſchlichen Kultur“, um einen Ausdruck 
Sombarts zu gebrauchen: der moderne Kapitalismus, räumte Europa 
für ein paar Jahrhunderte die 
Herrſcherſtellung in der Welt ein 
und prägte dadurch natürlich 
dem weltwirtſchaftlichen Orga⸗ 
nismus den Stempel auf. Aber 
ſo um 1900 herum fühlten kluge 
Beobachter: die Theoretiker des 
angelſächſiſchen Imperialismus 
(deren erſte Vertreter ſogar ſchon 
früher), ruſſiſche Publiziſten, in 


Umſtand, daß die — hiſtoriſch -Milliarden RM = 
und wirtſchaftsdogmatiſch ge⸗ A 

fehen — allein berechtigten kaaa 200 
Erben: die Vertreter des marxiſti⸗ a Jel r 0 180 
ſchen Sozialismus, die ihnen zu⸗ 160 
gedachte Erbſchaft ablehnen. Erſt — — 140 
vor ein paar Wochen hat Karl == 120 
Kautsky die Auffaſſung zu⸗ — 10 
rückgewieſen, daß die jetzige Kriſe — 

die „Kriſe des Kapitalismus 80 
überhaupt“ ſei. „Dieſe Anficht 60 
erinnert mich an Leute, die in 40 


einem regneriſchen kühlen Som 20 
mer annehmen, es werde nie 
wieder warm werden, und der 
Beginn einer neuen Eiszeit ſei 
gekommen.“ Der Sozialismus, 
„ein langſamer Prozeß“, ſei 
anzuſtreben und müſſe ſorg⸗ 
fältig vorbereitet werden, als „Mittel zur Überwindung der gegen⸗ 
wärtigen Kriſe kommt er nicht in Betracht!“ - 
Dieſes Urteil deckt ſich durchaus mit dem der wiſſenſchaftlichen 
Kenner des Krifenproblems. „Die gegenwärtige Weltkriſis ift eine 
einfache Abſatzkriſis, wie ſie im Gefolge jedes größeren 
Krieges aufgetreten ift, feit es eine marktverbundene Verkehrswirt⸗ 
ſchaft gibt; der Kapitalismus iſt an ihr völlig unſchuldig.“ So 
Sombart im „Wirtſchaftsleben im Seitalter des Fochkapitalis⸗ 
mus“. In der Tat verſchließt man ſich offenbar einer richtigen 
Erkenntnis der gegenwärtigen Kriſenurſachen und damit auch der 
erforderlichen kriſentherapeutiſchen Gegenmittel, wenn man die ent⸗ 
ſcheidenden Tatſachen: die Wirtſchaftsexpanſion während des Krie- 
es, die wirtſchaftliche Unlogik der Friedensſchlüſſe und die Folgen 
der im Kriege wurzelnden Inflationskonjunkturen, unrichtig be⸗ 
wertet. Im einzelnen iſt der Zuſammenhang zwiſchen den er- 
zeptionellen Formen der heutigen Wirtſchaftskriſe und dem Welt- 
krieg hier nicht zu verfolgen. Die verſchiedenen Epochen des Wirt⸗ 


e weiſen immer einen beſonderen ihre wirtſchaftlichen 


tembewegungen illuſtrierenden Konjunkturſtil auf. Aber das, was 
der internationalen Politik obliegt, wenn fie ihr Teil zur Über- 
windung der Weltwirtſchaftskriſe beitragen will, beſteht unter den 
an wirtſchaftlichem Denken orientierten Beurteilern der Sachlage 
keinerlei Meinungsverſchiedengeit. Die wirtſchaftlichen 
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Deutſchland Wagner, Schmoller, 
Dietzel und andere, den Wandel 
im weltwirtſchaftlichen Gefüge, 
der notwendigerweiſe die euro⸗ 
päiſche Vormachtſtellung erſchüt⸗ 
tern mußte. Es entſtand die 
Lehre von den imperia⸗ 
liſtiſchen Herrſchafts⸗ 
gebieten als Erſatz des von 
Europa beherrſchten wirtſchaft⸗ 
lichen Imperiums mit relativ 
freiem Warenaustauſch und 
Freizügigkeit der Kapitalwande⸗ 
rungen, die der europäiſche Welt⸗ 
bankier zum Hauptmittel feiner 
wirtſchaftlichen Herrſchaft aus⸗ 
zugeſtalten verſtanden hatte. Der 
Weltkrieg drängte einen Entwicklungsprozeß von 50 Jahren, der, wenn 
ihn lediglich wirtſchaftlich bedingte Impulſe dirigierten, eine € v o I u= 
tion bedeutet hätte, in fünf Jahren zuſammen und geſtaltete ihn 
zur Revolution! Hierin iſt der entſcheidende Grund für die 
beſondere Schmerzhaftigkeit der gegenwärtig ſich vollziehenden Um⸗ 
ſtellungen im weltwirtſchaftlichen Organismus zu erblicken. Die 
aſiatiſchen Probleme ſteigern ihre Wirkung: Vermehrt um den 
größten Teil des früheren europäiſchen Rußland, ſucht ſich Aſien, 
das immer außerhalb des vom europäiſchen Kapitalismus gepräg⸗ 
ten Gefüges zu bleiben ſtrebte, andere Lebensformen, die den be⸗ 
völkertſten Erdteil zu einem wirtſchaftspolitiſchen Außenſeiter machen. 
Die Dorftellung, daß die im Krieg entſtandenen Überkapazitäten 
der Eiſen⸗ und Stahlinduftrie nach Beendigung der Granatenkon⸗ 
junktur mit der Herſtellung von Verkehrsanlagen in China und 
Südamerika die Übergangsſchwierigkeiten überwinden könnten, ift 
rauſam zerſtört worden. Das ökonomiſche Gewicht dieſer Tat⸗ 
Ge mag durch die Feſtſtellung beleuchtet werden, daß im Jahres- 
durchſchnitt von 1901 bis 1915 allein mit der Herſtellung von Eiſen⸗ 
bahnen fünf Millionen Arbeiter — nach Angaben im 
Handwörterbuch der Staatswiſſenſchaften — beſchäftigt waren. 
Der Welthandel hat den raſchen Aufſtieg, der ihn von 
einem Umſatzwert von 69 Milliarden im Jahre 1890 zu 160 Mil- 
liarden 1915 führte, nach dem Kriege nicht wieder erreicht. Das 
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Sehlen vergleichbarer Mengenangaben und die Wertänderungen er- 
ſchweren einen präziſen Vergleich. 1925 ſoll erſtmalig der Dor- 
kriegsumfang des Welthandels erreicht worden fein, im erſten Halb- 
jahr 1951 ſchließt das Inſtitut für Konjunkturforſchung aber nur 
noch auf eine mengenmäßige Umſatzerweiterung von 5 v. B. gegen⸗ 
über 1915. Der Enqueteausſchuß ſtellte — bei Berechnung nach 
Werten von 1915 — feſt, daß das deutſche Handelsvolumen 
1925 noch um 5 Milliarden geringer war als vor dem Kriege. Für 
die Ungereimtheit der Entwicklung mag 
die Tatſache zeugen, daß in der Nach⸗ 
kriegszeit der Schiffbau aber ſo ge⸗ 
fördert wurde, daß er das Doppelte der 
Gütermenge transportieren könnte, die 
heute die „naſſen Grenzen“ paſſiert. Der 
relativ 
ſchnell bei Zunahme der induſtriel⸗ 
len Gebiete in der Weltwirtſchaft, ein 
Sufammenhang, der die konjunkturelle 
Bedeutung des geringen Wachstums des 
Welthandelsvolumens unterſtreicht. 
Sehr bedeutſam ſind die Verſchie⸗ 
bungen im Anteil der einzelnen Erd⸗ 
teile am Welthandel. Noch wichtiger iſt 
aber die unverkennbare Tendenz zur 
Abkehr vom Freihandel. Hoth- 
ſchutzzöllneriſchen Maßnahmen geſellen 
jih Einfuhrerſchwerungen anderer Art 
hinzu, wie die Feſtſetzung von Handels- 
kontingenten, die Schaffung von über⸗ 
nationalen Follvereinigungen und der- 
gleichen. Da ſich die internationale Be⸗ 
wegung des Kapitals bereits ſehr weit⸗ 
gehend von ökonomiſchen Geſetzmäßig⸗ 
keiten und rein wirtſchaftlichen Erwä- 
gungen entfernt hat, find die handels⸗ 
politiſchen Vorgänge ein weiterer Be⸗ 
weis für die Abkehr von wirtſchafts⸗ 
politiſchen Grundſätzen, die bis zum 
Ausbruch des Weltkrieges einen ſtarken 
Einfluß ‚auf die weltwirtſchaftliche 
Arbeitsteilung ausgeübt haben, aller⸗ 
dings im Kern ſchon in den vorhin er- 
wähnten wirtſchaftsimperialiſtiſchen Er⸗ 
örterungen ſtecken. Es reifen heute 
5 188 damals ausgeſät 
urden, und dieſe Frucht wirkt nachteilig auf das weltwirtſchaft⸗ 
liche Gefüge ein. Der früher 5 er en 
0 einzelnen Wirtſchaftsgebieten auf der Erde wird geſtört, 
E kriſenſtärkenden Faktoren werden wirkſamer. Natürlich kann 
aber die weltwirtſchaftliche Arbeitsteilung durch protektioniſtiſche 


Maßnahmen nicht aufgehoben werden. Si i nift 
Juſammenhängen, die den Autar- Die beruht auf natürlichen 


kiebeſtrebungen entgegenwirken. 
Aber irrationale handels- 
politiſche Maßnahmen erſchwe⸗ 
ren ſicherlich die Erholung der 
Welt von der ſchweren Wirt- 
ſchaftskriſis, in der ſie ſich be⸗ 
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pools hinzugekommen iſt. Die Folge iſt eine aus der Überproduktion 
entſpringende Not der überſeeiſchen Farmer und eine Agrar⸗ 
not bei den durch dieſe Konkurrenz bedrohten europäiſchen 
Bauern, gegen die in Europa zollpolitiſche Maßnahmen angewandt 
werden, die wieder rückwirkend andere, den weltwirtſchaftlichen 
Zuſammenhang ſtörende Folgen nach fih ziehen. Auf der anderen 
Seite des Ozeans ift der Farmer zum Subventions- 
empfänger geworden. Das Mengenproblem vermag er nur zu 
löſen, wenn er ſich zu erheblicher Ein⸗ 
ſchränkung ſeiner Produktion entſchließt. 
Die Subventionspolitik der Regierungen 
verlangſamt aber dieſen Genejungs- 
prozeß. Die Intenſivierung der euro- 
päiſchen Landwirtſchaft hat fo zu pa- 
rallelerſcheinungen der überſeeiſchen 
Agrarprobleme geführt, die im inter⸗ 
nationalen Zuſammenhange viel ſchwie⸗ 
riger zu löſen ſind als bei der letzten 
großen Agrarkriſis, auf die der allge⸗ 
meine Charakter der weltwirtſchaftlichen 
Entwicklung lindernd wirkte. 

Die gewerbliche Produk ⸗ 
tionsſteigerung in der letzten Auf- 
ſchwungperiode vor dem Kriege ſteht noch 
ſtark unter dem Eindruck der zunehmen⸗ 
den Nutzung anorganiſcher Stoffe 
auf mechaniſchem Wege. Mehr und mehr 
iſt an Stelle dieſer Methoden das von 
der Chemie angewandte analytiſche 
Verfahren getreten, das mehr Kapitals, 
aber weniger Lohnkoſten erfordert und 
dadurch den Arbeitsmarkt ungünſtig be⸗ 
einflußt. Die ungeheure Ausweitung 
der gewerblichen Produktion illuſtriert 
der Zenſus der Vereinigten Staaten, nach 
dem die Produktionsmenge in den 42 
Bauptinduftrien von 100 im Jahre 1899 
auf 247 im Jahre 1925, die Arbeiter- 
zahl in der gleichen Zeit aber nur von 
100 auf 135 geſtiegen iſt. In Deutſch⸗ 
land ſtieg von 1900 bis 1915 die Eiſen⸗ 
produktion von 8,5 auf 19,2, die Kohlen- 
förderung von 149,8 auf 277,5 Millionen 
Tonnen. Im Reich der Kohle, des 
Stahls. der Elektrotechnik, der Chemie, 
der Textilien und des Maſchinenbaues vermehrte ſich die Pro- 
duktion von 1915 bis 1927 noch um 15 v. 5. Eine relative 
Überproduktion für viele Produkte iſt das Ergebnis dieſer 
ſtürmiſchen Entwicklung. Der Individualbetrieb verſchwindet und 
macht geſellſchaftlichen Organiſationsformen Platz, bei denen 
vielfach der retardierende Einfluß des ſeine eigene Haut zu Markte 
tragenden perſönlichen Unter⸗ 
nehmers fehlt. Die Tendenz zur 
Überexpanſion, ohnehin ſchon im 
Zuge der Seit liegend, wird da- 
durch gefördert. Immer kühnere, 
Kapital verſchlingende Ratio- 
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findet, — Handelspolitik und 
Agrarkriſis ſtehen in 
engem Fuſammenhang mitein- 


naliſierungsexperi⸗ 
mente werden gemacht, erhöhen 
die Laſt der fixen Kojten und 


ander. Die extenſiv wirtſchaften⸗ 


erſchweren die Anpaſſung der 
Erzeugung an die Marktſchwan⸗ 


den mechaniſierten Getreide⸗ 
betriebe in den Vereinigten 


Staaten, Kanada, Auftralien 
und Argentinien haben ihre 


kungen, weil die Nutzſchwelle 
rationaliſierter Betriebe um ſo 
näher bei hundertprozentiger Be⸗ 
ſchäftigung liegt, je komplizier⸗ 


Produktionskoſten auf amerika⸗ 
niſchem Steppengebiet bis auf 


ter und techniſch vollkommener 


80 bis 95 Mark die Tonne her⸗ 


die Rationaliſierungseinrichtun⸗ 
gen ſind. Beſonders in Deutſch⸗ 


abgedrückt. Die deutſchen Pro⸗ 


land und in den Vereinigten 


duktionskoſten für Weizen be⸗ 
tragen das Doppelte. Alle euro⸗ 
päiſchen Juſchußgebiete ſchützen 


Staaten iſt die Kriſenempfind⸗ 
lichkeit zahlreicher Induſtrie⸗ 


ihre Landwirtſchaft vor dieſer 
ruinöſen Konkurrenz. So ent- 
ſteht Überproduftion in 
den Agrargebieten und Über - 
proteftionismus in den 


‚europäiihen Fuſchußgebieten mit ſtörenden Wirkungen mancherlei 


rt. Gegenüber der Seit vor 1900 hat der überſeeiſche Farmer einen 
größeren Koſtenvorſprung, weil nicht nur es et 
en jondern die der europäiſchen Getreideerzeuger geſtiegen 
bilde Fugleich ift in den überſeeiſchen Zufuhrgebieten die Dorrats- 
An e eee alles Maß hinausgewachſen, weil zur Ausdehnung der 
5 auflächen die Magazinierung der Überſchüſſe früherer Ernten 

rch beſſere Konfervierungsmethoden und die Wirkung der Getreide⸗ 


betriebe durch diefe Zufammen- 
hänge gewachſen. Das organija- 
toriſche Rationaliſierungsmittel: 
Truſts, Kartelle und andere 
marktbeeinfluſſende 
Gebilde mit ihren gebundenen 
Preiſen hat gleichfalls die Anpaffungsfähigfeit der gewerblichen 
Produktion an die Schwankungen von Angebot und Nachfrage ver⸗ 
mindert. Ganz deutlich zeigt fih das an der Preisjtarre der 
gebundenen Preiſe, verglichen mit den Indizes für reagible 
Preiſe. Wagemann nimmt an, daß in Deutſchland etwa 50 v. N 
der Kohſtoffpreiſe, 25 bis 50 v. H. der Induſtriepreiſe und 15 bis 
20 v. N. der Preiſe von Produkten des Handwerks gebunden find. 
In ſchnellem Tempo breiten ſich in der Nachkriegszeit auch im 
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internationalen Verkehr die Kartelle aus. Eine amerikaniſche 
Schätzung bezifferte die internationalen Kartelle 1913 
auf 110, heute rechnet man mit 220 bis 250. Das Wachstum ihrer 
qualitativen Bedeutung übertrifft aber das quantitative erheblich. 
Die Kartellpreife verhindern genügendes Abgleiten der Preiſe für 
Produktionsgüter, die bei allen früheren Kriſen unter die Roh- 
ſtoff⸗ und Agrarpreiſe ſanken, und ſtellen darum ein Hindernis der 
Kriſenüberwindung dar, das ſich in ſeiner ganzen Bedeutung zum 
erſten Male offenbart! 

Es bedarf keiner näheren Darlegungen, daß die vorſtehend an⸗ 
geführten Anderungen der internationalen Wirtſchaftskonjunktur zum 
Teil weitgehende Wirkungen auf den weltwirtſchaftlichen Kreis- 
lauf ausüben müſſen. Sie beeinfluſſen Umfang, Form und Metho⸗ 


den des Abſatzes, wenn nicht allgemein, ſo doch für einzelne 
Volkswirtſchaften. Woptinsky glaubte Mitte Juli den durch die 
Kriſe verurſachten Ausfall für ſämtliche Länder des europäiſch⸗ 
amerikaniſchen Kulturkreiſes bis Ende 1951 auf 150 Milliarden 
veranſchlagen zu können. Ob dieſe Ziffer nun zu hoch oder zu 
gering geſchätzt ſein mag: daß ſolche Berechnungen angeſtellt werden 
können, veranſchaulicht das ungeheuerliche Gewicht der Kriſe für 
die Völker mit entwickelter Wirtſchaftsorganiſation! Und all das 
Elend wird nicht durch Unergiebigkeit der Produktion und der 
Produktivkräfte erzeugt, ſondern durch Mängel im Dertei- 
lungsſyſtem. Die Krije ift heute ebenſo richtig wie vor hun⸗ 


dert Jahren durch das damals geprägte Wort Fourriers gekenn⸗ 


zeichnet: Kriſe des Überſchuſſes! 


Verwirrung der Währungsbegriffe 
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Früher nannten ſich die Goldmacher ganz ehrlich Alchimiſten, 
jetzt nennen ſie ſich Erneuerer. Aber diejenigen, die ihnen be⸗ 
wundernd zuhören, ſie ſind noch die gleichen wie vor fünfhundert 
Jahren, es ſind Gutgläubige 
oder Spekulanten. Geld zu 
„machen“ iſt immer eine Sehn- 
ſucht der geiſtig einfachen Men⸗ 
ſchen geweſen. Das Dukaten⸗ 
männchen ſpielt auf den Jahr- 
märkten auch heute noch ſeine 
draſtiſche Rolle, obwohl es über 
den vielen neuen Währungs- 
theoretikern, die durch die Not 
der Feit dem deutſchen Volke 
beſchert wurden, beinahe ins 
Vergeſſen geraten ift. Sie machen 
ſo viel Lärm, daß darüber kaum 
noch die Vernunft gehört wird. 
Deswegen ſei hier in kurzem 
Abriß verſucht, die neuen Geld- 
. % 55 fen 
— nicht nach ihren Begriffen — z 
darzuſtellen. E über4300 

Vorerſt: Warum nicht nach Angestellter 
ihren Begriffen? Weil die Be⸗ ca.4700 
griffe der neuen Währungstheo- Beamter 
retiker nur Verwirrungen ca 5400 
find! Zum Beiſpiel: „Binnen: 
mark“. Andere als Binnen⸗ 
währungen (nationale Währun- , - 
gen) gibt es überhaupt nicht! Auch Kaurimufheln find eine 
„Binnen“-Währung. Wenn mit Binnenmark aber etwa eine Wäh- 
rung gemeint ſein ſoll, die andere Länder nichts angehen darf, dann 

muß Deutſchland mit 
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über die nr 
treibt, wird feine 
Binnenwährung mit 
der Binnenwährung 
anderer Länder in 
irgendein Wertmaß⸗ 
verhältnis geſetzt 
werden. Es wird im⸗ 
mer einen Handel 
in den verſchiedenen 
ſtaatlichen Währun⸗ 
gen der Welt geben. 
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Beiſpiel: Rog- 
senmarf“. Gegen 
Ende der Inflation 
weigerten ſich im be⸗ 
ſonderen die Land- 
wirte, die wertloſen 
Inflations⸗Milliar⸗ 
denſcheine anzuneh⸗ 
men. Helfferich ſchlug 
damals eine Wäh⸗ 
rung vor, deren 
Werteinheit 1 Pfd. 
Roggen war. Rogs 
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Die Differenz zwischen Index und familienhaushalt 
Jndexhaushalt und familienhaushalt nach der Sondererhebung 1927 vH. 


Oder zum anderen 


gen iſt keine im Werte beſtändige Währungsunterlage. Wer verlangt 
denn heute noch eine Mark, deren Wertmaß der Preis des 
Roggens ſein ſoll? — Helfferich veröffentlichte ſeinen Währungsplan 
unter dem Titel „Brotwährung“ 
in der „Kreuzzeitung“ vom 
14. Septbr. 1925. Der Plan wollte 
die Ernte mobiliſieren, er wollte 
dem Landwirt ein Geld bieten, 


Wohnung, licht Bekleid,öonstiges| deſſen Grundlagen er verfteht. 


> Der damalige Reichsfinanz⸗ 
VER miniſter Bilferding wandelte 
z den Helfferichſchen Roggen- 


markplan zur 
mark. 


Man darf alfo das Weſen 
der vielen neuen Währungsvor⸗ 
ſchläge nicht nach den Begriffen 
unterſuchen, mit denen ſie be⸗ 
zeichnet ſind, ſie treffen nicht die 
Sache, ſondern zeigen nur die 
Unklarheit und Unorientiertheit 
ihrer Erfinder. 


Nach ihrem Weſen beruhen 
alle Vorſchläge über Geld- 
ſchöpfung auf zwei Motiven: 


A. die einen wollen mehr 

Geld machen, um damit K r e= 

dit aus dem Nichts zu ſchöpfen, weil man 

meint, daß damit Produktion erzeugt, alſo Arbeit geſchaffen 
werden könne, 

B. die anderen wollen das Geld vermehren, um es zu „ver⸗ 
billigen“, um 
alle Schulden leich⸗ 
ter tragbar zu 
machen, alſo die 

Schulden zu ent⸗ 
werten. 

Die Geldſchöpfer 
(Kategorie A) ſind 
ſich völlig uneinig 
darüber, wer das 
neue Kreditgeld be⸗ 
kommen ſoll. Der 

Nationalſozialiſt 

Feder ſchlug vor, 

daß das Reich be⸗ 

fondere Staats- 
kaſſenſcheine 

zu drucken hat, um _ 
damit öffentliche 

Bauaufgaben durch- 

zuführen und zu be⸗ 

zahlen. Die Staats- 
kaſſenſcheine ſollen 
aus den Erträgniſſen 
der geleiſteten Arbeit 


Renten: 


(Kanäle, Elektrizi⸗ 

tätswerke, Wohnun⸗ 
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würden dieſe Staatskaſſenſcheine im Geldumlauf bleiben, 


aljo die Zahlungsmittelmenge entſprechend vermehren. Aus einigen 
Kreijen der Landwirtſchaft wird verlangt, daß die Staatskaſſenſcheine 
unter keinen Umſtänden für ſtaatliche und kommunale 
Swecke ausgegeben, ſondern „der Bedarfswirtſchaft zum Werte⸗ 
ſchaffen ausgehändigt“ werden. „Die werteſchaffende Wirtſchaft, 
Landwirtſchaft, Bergwerke, Hausbefiz uſw. können die Zahlungs- 
mittel unmittelbar vom Staat erhalten, ein Bruchteil des Ertrags- 
wertes bildet die Grundlage und wird entſprechend ſtaatlich belaſtet.“ 
Auch hier haben wir es mit nichts anderem als mit Kredit- 
ſchöpfung durch Gelddruck zu tun. Dieſe Staatskaſſenſcheine wür⸗ 
den den Geldmittelumlauf ebenfalls entſprechend vermehren, nachdem 
fie beſtimmten privaten Wirtſchaftskreiſen ausgehändigt worden find. 
Die Geldſchöpfer aller Sorten beſtreiten ſelbſtverſtändlich, daß 
ſie irgendeine Inflation wollen, aber ſie ſind immer als Geld⸗ 
ver mehrer zwangsläufig Geld,verbilliger“, alfo Inflatio⸗ 
niſten. Sie wollen die Menge des jetzt umlaufenden Geldes um 
einige Milliarden vermehren. 

Die deutſche währung iſt aus ganz anderen Gründen „krank“, 
als die Wunderdoktoren glauben machen wollen. Ein Währungs- 
ſyſtem, das ſtabile, alfo gleichbleibende Preiſe ſichert, exiſtiert über⸗ 


haupt nicht. Wollte man die Währung zum Beiſpiel auf einem 
Warenindex ſtatt auf Gold aufbauen, dann würde der Streit um die 
Berechnungsgrundlagen des Index eine politiſche Machtfrage ſein. 
Wenn das Dertrauen fehlt — 1951 war das Jahr der Vertrauens- 
kriſe der ganzen Welt — und jeder nur noch an Vertikow und 
Strumpf als ſicherſten Trefor glaubt, wenn alle Gläubiger ihre Kre⸗ 
dite zurückfordern und dazu die Welt mit einer ungeheuerlichen 


Kriegshypothek belaſtet ift, deren Gegenwert in die Luft flog und 


vernichtet wurde, dann gibt es überhaupt keine Währung, die geſund 
bleiben kann. Wir müſſen die Atmoſphäre bereinigen, in der die 
Währungen leben, dann werden ſie auch wieder funktionieren; kranke 
Währungen ſind Folgen, nicht Urſachen. Deswegen dürfen wir keine 
Kurpfuſcher an die deutſche Mark laſſen, die meinen, die wirtſchaft⸗ 
lichen Derhältniffe würden ſich beſſern, wenn die Mark irgendwie 
„verlängert“ oder „geſtreckt“ würde. Selbſtverſtändlich würden ſich 
alle Schuldner freuen, wenn ihre Laſt kleiner würde. (Das iſt die 
Kategorie B!) Aber zu den dann geſchädigten Gläubigern gehören 
auch die Verkäufer von Arbeitskraft — fie alle wären die Betrogenen. 
Kriſenloſe Politik machen iſt beſſer als Währungskriſen durch Geld- 
theorien heilen zu wollen. 


Die deutſchen Länder 


Wer regiert? 
Von Gberreg.⸗Rat Dr. H. Teipel 


In Deutſchland gibt es zur Feit 17 Länder, die insgeſamt nach 
dem gleichen Syſtem regiert werden wie das Keich, obwohl ſich 
ihre Aufgaben von denen des Reiches erheblich unterſcheiden. Auch 
die Länder haben ihren Parlamentarismus und dasſelbe Wahl- 
verfahren wie das Reich, alfo dieſelben Methoden, ihren Volks 
9 i n 8 die Tog 11 organiſieren. Die 

n Regierungen und deren parlamentariſche Ba i 
erheblich voneinander ab. z 5 me 


Preußen 

In Preußen iſt zuletzt am 20. Mai 1928 gewählt worden. 

Die Wahlen befeſtigten die bis dahin ziemlich unſichere 
Mehrheit der ſogenannten Weimarer Parteien. Sie be⸗ 

trägt zur Zeit 252 gegen 218 Stimmen einer in fich gegen- 
ſätzlichen Oppofition. Das parteigebundene Kabinett, in 

dem die Sozialdemokraten, das Sentrum und die Staatspartei ver- 
treten ſind, hat ſich darum bisher als ſehr ſtabil erwieſen. Am 
20. Mai 1952 ift die jetzige Legislaturperiode des Landtags ab⸗ 
gelaufen. Ob alsdann wieder ein parteigebundenes 
Kabinett mit derſelben vorbildlichen Stetigkeit geſchaffen werden 
kann, erſcheint angeſichts der inzwiſchen eingetretenen gewaltigen 


Meinungsverſchiebungen in der Wähl t i i 
lich ſehr fraglich. blerſchaft wenigſtens augenblick 
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Bayern 


Am 22. Auguſt 1930 iſt das Kabinett Dr. Held zurück⸗ 
._ nachdem kurze Zeit vorher der Bauernbund 
einen Führer Dr. Fehr aus der Regierung zurückgezogen 
hatte. Seitdem hat die Regierung Dr. Held nur „ge⸗ 
} Idhäftsführenden“ Charakter. Vertreten find 
in ihr die Baperiſche Volkspartei und die Deutſchnationalen, letztere 
durch den Juſtizminiſter Dr, Gürtner. Aus dem Landtag, der 
ebenfalls zuletzt am 20. Mai 1928 gewählt worden iſt, mußten 
im November auf Grund eines Urteils des Staatsgerichtshofes 
vom Mai 1950 fünfzehn Abgeordnete ausſcheiden. Ihre Wahl 
war als „verfaſſungswidrig“ erklärt worden. Eine eigentliche 
Regierungskoalition beſteht nicht mehr. 
Sanierungsmaßnahmen hat die Regierung mit Hilfe der Sozial- 
demokratie durchgeſetzt. 


Württemberg 


Nach den am 20. Mai 1928 erfolgten Landtagswahlen 
wurde eine Regierung gebildet, die fih auf die bürger⸗ 
lichen Parteien mit Ausnahme der Demokraten und 
der Deutſchen Volkspartei ſtützte. Sie verfügte über 
x 40 Mandate von insgefamt 80 und war daher nur be- 
ſchränkt arbeitsfähig. Durch den ſpäteren Beitritt dieſer beiden 
Gruppen verfügt ſie jetzt über eine Mehrheit von 47 gegen 
55 Stimmen. die neuen Gemeindewahlen in Württemberg haben 
jedoch ein derartiges Wachstum der radikalen Flügelparteien auf 
Kojten aller anderen Parteien — mit Ausnahme nur des Zentrmus 
— ergeben, daß die Ausſichten für eine feſte Mehrheitskoalition 


mi den kommenden Landtagswahlen ſehr ſkeptiſch beurteilt werden 
en. 


Wichtige 


S achſen 


In Sachſen regiert ein reines Beamtenkabinett, 
deſſen vier Miniſter es ablehnen, als partei⸗ 
gebunden zu gelten, auch wenn zwei von ihnen, der 
Miniſterpräſident, der zugleich das Kultusminiſterium ver⸗ 
waltet, und der Finanzminiſter, der Deutſchen Dolfs- 
partei entſtammen. Die Sozialdemokratie beſitzt mit 32 Ab⸗ 
geordneten unter insgeſamt 92 die ſtärkſte Fraktion, nach ihr 
kommen mit 14 Abgeordneten die Kommuniften. Die regierende 
Deutſche Volkspartei beſitzt nur 8 Mandate, das übrige ift zer- 
ſplittert. Der jetzige Landtag iſt am 22. Juni 1950 gewählt worden. 
Gegenwärtig ift ein Volksentſcheid auf Auflöſung des Landtags in 
Vorbereitung. 

Bemerkenswert war der Verlauf der am 24. November 1950 
getätigten Neuwahl des Landtagspräſidenten. Als Präſident wurde 
der Sozialdemokrat Wedel wiedergewählt, Erſter Dizepräfident 
wurde der bisherige Zweite Dizepräfident Bretſchneider von der 
Staatspartei. Sie zählt nur drei Mandate. Zweiter Vizepräſident 
wurde der Abgeordnete Laffe von der Dolksnationalen Reihs- 
vereinigung, die über nur zwei Mandate verfügt. Die völlige Jer- 
fahrenheit der „bürgerlichen“ Mandatsgruppen hat es diesmal der 
Sozialdemokratie ermöglicht, das Landtagspräſidium nach eigenem 
Gutdünken zuſammenzuſetzen. 


Ba den 


In Baden regiert ſeit den letzten Landtagswahlen im 
November 1929 eine parteigebundene Regie ⸗ 
rung. Sie ſtützte ſich zunächſt auf eine Koalition von 
Zentrum und Sozialdemokratie, nachdem bis Zu den 
Wahlen ununterbrochen die Weimarer Koalition be⸗ 
ſtanden hatte. Die Demokraten (Staatspartei) lehnten es aber 
nach den Neuwahlen ab, dem Zentrum das Kultusminijterium 
zu überlaſſen. Da die Deutſche Volkspartei hierüber entgegen- 
kommender dachte, wurde fie zu Beginn des Jahres 1951 
mit der Verwaltung des Finanzminiſteriums beauftragt. Baden 
beſitzt alfo jetzt eine parlamentariſche Regierungs⸗ 
koalition aus Zentrum, Sozialdemokratie und Deutſcher Dolfs- 
partei. Sie verfügt über 59 Mandate von insgeſamt 91. Auch 
Zentrum (34 Mandate) und Sozialdemokratie (18 Mandate) be- 
ſaßen für ſich bereits die abſolute Mehrheit. 


Reffen 
In Heffen regierte feit Beginn der Demokratie bis zu den 
letzten Neuwahlen ununterbrochen die Weimarer Koalition. 
Sie ift durch die am 15. November 1951 erfolgten Veu- 
wahlen erfchüttert worden. Danach ſetzte fih der Landtag 
wie folgt neu zuſammen: Sozialdemokraten 15 (bisher 24), 
Zentrum 10 (15), Kommuniſten 10 (4), Kommuniſtiſche Oppo- 
ſition 1 (2), Deutſche Volkspartei 1 (7), Staatspartei 1 (2 Alt 
demokraten), Chriſtlich⸗ſozialer Volksdienſt 1 (0), Heſſiſches Land- 
volk 2 (9), Deutſchnationale 1 (3), Sozialiſtiſche Arbeiterpartei 1 (0), 
National ſozialiſtiſche Partei 27 (1). Die bisherige Koalition würde 
damit von 70 Mandaten insgeſamt über nur 26 verfügen, während 
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die Nationalſozialiſten allein 27 Abgeordnete zählen. Bei der Wahl 
zum Landtagspräſidenten iſt das Zentrum für den national- 
ſozialiſtiſchen Kandidaten eingetreten, ſo daß dieſer gewählt wurde. 
Das bisherige Kabinett der Weimarer Koalition iſt nach den Neu⸗ 
wahlen zurückgetreten und fungiert als „Geſchäftskabinett“ 
weiter. Von den vorhandenen vier Miniſterien iſt das Miniſterium 
für Arbeit und Wirtſchaft, das der Demokrat Korell verwaltete, am 
1. Dezember 1951 zwiſchen Innen⸗ und Finanzminiſterium auf- 
geteilt worden. Oldenburg 


mare Die letzten Landtagswahlen am 7. Mai 1951 ergaben fol- 
1 gende Mandatsverteilung: 19 Nationalſozialiſten, 2 Deutſch⸗ 
1 nationale, 2 Deutſche Volkspartei, 1 Landvolkpartei, 
7 9 Sentrum, 1 Staatspartei, 11 Sozialdemokraten und 
5 Kommuniſten. Da eine parlamentariſche Koalitions- 
bildung ausſichtslos erſchien, blieb wie in der voraufgegangenen 
Legislaturperiode ein reines Geſchäftskabinett mit drei 
Miniſtern in der Verantwortung. Es war nach den Wahlen auf 
Grund eines angenommenen Mißtrauensantrags zurückgetreten. 
Die Rechte ſtrebt mit einem Volksbegehren Neuwahlen an. 


Thüringen 


* * Nach den am 8. Dezember 1929 erfolgten Landtagswahlen 
RM wurde zunächſt eine Kechtskoalition, beſtehend aus Der- 
* * tretern der Landvolkpartei, der Nationalſozialiſten und der 


Wirtſchaftspartei, gebildet. Mit den unterſtützenden 

Stimmen der Deutſchnationalen und der Deutſchen Volks- 
partei verfügte das Kabinett über 28 Stimmen von insgefamt 55. 
Mißhelligkeiten zwiſchen dem nationalſozialiſtiſchen Innenminiſter 
Dr. Frick und der Deutſchen Volkspartei haben zum Ausſcheiden 
der Nationalſozialiſten aus der Regierungskoalition geführt, fo daß 
nunmehr ein Geſchäftskabinett aus zwei Miniſtern die 
Verwaltung weiterführt, das von den Sozialdemokraten, mit 
18 Mandaten die ſtärkſte Fraktion, toleriert wird. 


Braunſchweig 


Auch in Braunſchweig iſt nach den Landtagswahlen am 
14. September 1950 eine Rechtskoalition zuſtande ge⸗ 
kommen. Das aus 40 Abgeordneten beſtehende Parla- 
ment ſetzt ſich zuſammen aus 11 Abgeordneten der Bür⸗ 
gerlichen Einheitsliſte, 9 Nationalſozialiſten, 1 Volks- 
nationalen, 17 Sozialdemokraten und 2 Kommunifjten. Don dem 
einen volksnationalen Abgeordneten hängt das parlamentariſche 
Vertrauen oder Mißtrauen ab. Neben dem deutſchnationalen Mi=- 
niſterpräſidenten Dr. Küchenthal war zunächſt der Nationalſozialiſt 
Dr. Franzen Innenminiſter. Er iſt inzwiſchen von Hitler durch 
den ehemaligen Volksſchullehrer Klagges erſetzt worden. 


Mecklenburg Schwerin 


Der Landtag von Mecklenburg⸗Schwerin ſetzt ſich aus 
48 Mitgliedern zuſammen. Die Regierung wird von der 
vereinigten Rechten mit Unterſtützung der National- 
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über 25 der ØOppofition von Sozialdemokraten (20) und 
Kommuniſten (5). Da nur der Miniſterpräſident parteipolitiſch ab⸗ 
geſtempelt iſt (Deutſchnationale Volkspartei), gilt das Kabinett 
nicht im parlamentariſchen Sinne als parteipolitiſches 
Koalitionsfabinett. Juni 1952 muß neugewählt werden. 


Mecklenburg -Strelitz * 

Der Landtag von Medlenburg-Strelit fegt fih aus 55 Mit- 
gliedern zuſammen: 15 Sozialdemokraten, 10 Deutſch⸗ 
nationale, 5 Wirtſchaftliche Arbeitsgemeinſchaft (Demo- 
kraten und Handwerker), 5 Arbeitsgemeinſchaft der Mitte, 

z 3 Kommuniſten, 1 Dölfifcher. Das Kabinett beſteht aus 
einem Miniſterpräſidenten und drei Staatsräten, Am 4. Dezember 
1951 wurde der ſozialiſtiſche Miniſterpräſident von Reibnitz durch 
einen deutſchnationalen Mißtrauensantrag, dem auch ſeine drei 
bürgerlichen Staatsräte zuſtimmten, mit 22 gegen 15 Stimmen ge⸗ 
ſtürzt. Der Landtagspräſident ernannte alsdann den deutſchnatio⸗ 
nalen Abgeordneten von Michael zum Miniſterpräſidenten, der die 
drei früheren, von Reibnitz nach der Abſtimmung geſtürzten Staats- 
räte in ihr Amt zurückberief. Alſo durch Schwenkung der Mittel- 
parteien bürgerliches Mehrheitskabinett. Neuwahlen 
finden wahrſcheinlich im Februar 1932 ſtatt. 


Anhalt 
In Anhalt ift zuletzt im Mai 1928 zum Landtag gewählt 
worden. Don den 56 Gewählten rechnen 15 zu den Sozial» 
demokraten, 5 zu den Kommuniſten, das iſt alſo die Hälfte. 
Die übrige Hälfte iſt auf verſchiedene bürgerliche Parteien 
zerſplittert, darunter 1 Vationalſozialiſt, 1 Stahlhelmer 
1 Deutſchnationaler. Regiert wir“ von einem Minder- 
iniſtern. Der Miniſterpräſident iſt 
Bei den Kommunalwahlen 


und 
heitskabinett aus zwei 
Sozialiſt, ſein Mitarbeiter Demokrat. 
vom 26. Oktober 1951 haben die Nationalfozialiften einen ſtarken 
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ſozialiſten getragen und verfügt über 25 Stimmen gegen⸗ 


Gewinn auf Koften der bürgerlichen Parteien davongetragen. Auch 
die Sozialdemokraten hatten erhebliche Derlufte. Die nächſten Land⸗ 
tagswahlen finden im Mai 1932 ſtatt. 


Schaumburg-Lippe 


Am 8. Mai 1951 wurden Neuwahlen für den Landtag 
vorgenommen, die die Zuſammenſetzung nicht weſentlich 
geändert haben. Die Hitlerpartei hat den bürgerlichen 
Parteien 4 von 7 Mandaten weggenommen. Die Sozial- 
demokratie verlor von ihren 8 Mandaten I an die Kom- 
muniſten. Im ganzen gibt es 15 Mandate. Bis zu den Neuwahlen 
im Mai 1951 regierte jo etwas wie eine Große Koalition 
unter ſozialdemokratiſcher Präſidentſchaft. Sie iſt durch die Neu⸗ 
wahlen nicht beſeitigt worden. 


Cippe- Detmold 


Don den 21 Mitgliedern des Landtages von Lippe⸗Detmold 
gehören feit den Wahlen vom 6. Januar 1929 9 Abge- 
ordnete der Sozialdemokratiſchen Partei, 3 den Deutſch⸗ 
nationalen, 2 der Chriſtlich⸗Nationalen Bauern- und Land- 
volkpartei, 5. der Deutſchen Volkspartei ſowie je ein Ab- 
geordneter der Volksrechtpartei, der Wirtſchaftspartei, den Demokraten 
und den Kommuniſten an. Die Regierung wird geſtellt von einem 
ſozialdemokratiſchen Landespräſidenten und zwei Mitarbeitern, von 
denen der eine den Deutſchnationalen, der andere der Volksrecht⸗ 
partei zugezählt wird. Alſo eine Koalitionsregierung ſo⸗ 
zufagen von Hugenberg bis Breitſcheid. 


Hamburg 
Ende September 1951 ift die Bürgerſchaft neu ge⸗ 
wählt worden, mit folgendem Ergebnis: 46 Sozialdemo⸗ 
kraten, 45 Nationalſozialiſten, 55 Kommuniſten, 14 Staats- 
parteiler, 9 Deutſchnationale, 7 Deutſche Volkspartei, 
2 Wirtſchaftspartei, 2 Zentrum, 2 Chriſtlich⸗Soziale. Bis 
zu den Wahlen regierte ein Senat der Großen Koalition. 
Ehe die neugewählte Bürgerſchaft zuſammentrat, erklärte der Senat 
feinen Rücktritt und wurde damit für fo lange Zeit „geſchäfts⸗ 
führendes Kabinett“, als die Bürgerſchaft nicht eine neue 
Koalitionsmehrheit in ſich gruppiert hat. Das iſt aber eine Aufgabe, 


die auf Grund der neuen Fraktionsſtärkenverhältniſſe kaum zu 


löſen iſt. Alſo auch hier vorläufig keine parlamentariſche 
Regierung! 


a Bremen 
SNI Die letzten Bürgerſchaftswahlen haben am 30. November 
il 1950 ſtattgefunden. Sie hatten folgendes Ergebnis: 
í 32 Vationalſozialiſten, 6 Deutſchnationale, 15 Deutſche 
Volkspartei, 2 Wirtſchaftspartei, 5 Hausbeſitzerpartei, 


1 Konfervativer, 2 Sentrum, 5 Deutſche Staatspartei, 
40 Sozialdemokraten und 12 Kommuniſten. Alſo wiederum Stärke⸗ 
verhältniſſe, die eine parlamentariſche Koalition außerordentlich 
erſchwerten. Die „bürgerlichen“ Mandate einſchließlich der 
52 nationalſozialiſtiſchen betragen von insgeſamt 120 jetzt 68. Die 
vor den Wahlen unter ſozialdemokratiſcher Führung regierende 
Große Koalition hat infolge des Wahlergebniſſes bei weitem 
nicht mehr die frühere ſtarke Mehrheit, iſt aber beſtehen geblieben. 


Cũ beck 


Seit den letzten Bürgerſchaftswahlen vom 10. November 

1929 herrſcht die „Große Koalition“. Von den 

9 Senatoren gehören 4 der Sozialdemokratie, 5 dem Hanſe⸗ 

atiſchen Volksbund (Bürgerliche Einheitsfront) und 2 den 

Demokraten an. Die so Mandate verteilen ſich folgender- 
maßen: 54 Sozialdemokraten, 29 Hanſeatiſcher Volksbund, 5 Demo- 
kraten, 1 Grundbeſitzer, 6 Nationalſozialiſten und 7 Kommuniſten. 
Von den Senatoren iſt ein Teil auf Lebenszeit gewählt. 


Schluß bemerkungen 
In Heffen liegen die Regierungsverhältniſſe noch offen. Ein 
parlamentariſches Kabinett ſcheint kaum möglich zu ſein. Zentrum 
und Nationalſozialiſten kämpfen noch um ſeine „Bedingungen“. 
Parlamentariſche Mehrheits kabinette, die von demo- 
kratiſch geſinnten Parteien geſtellt werden, gibt es noch in 
Preußen, Württemberg und Baden, außerdem in den kleinen 
Ländern Schaumburg⸗Lippe, Lippe⸗Detmold, Bremen und Kübeck. 
In dieſen letzteren herrſcht die „Große Koalition“, in 
Lippe⸗Detmold fogar unter Einbeziehung der Deutſchnationalen. 
Die Zerfplitterung der Parteien hat hier fo breite Zuſammen⸗ 
faſſungen notwendig gemacht. Ein parlamentariſches Minder ⸗ 
heitskabinett beſteht noch in Anhalt. In den beiden Met- 
lenburg bedarf die Regierung nationalſozialiſtiſcher Unterſtützung, 
um arbeiten zu können. In den übrigen Ländern, alſo in Bapern, 
Sachſen, Oldenburg, Thüringen und Hamburg, hat jede Partei- 
gebundenheit der Kabinette aufgehört. 
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Politiſche Ehronik 


Vom 29. Dezember 1931 bis 12. Januar 1932 


Brünings Nein zu den Tributzahlungen: 


Reichskanzler Dr. Brüning gewährt dem Chefredakteur des WTB. 
eine Unterredung, in der er betont, daß die Lage Deutſchlands, wie 
auch der Baſeler Sachverſtändigenbericht beweiſe, gebieteriſch ein 
gemeinſames Handeln der Regierungen, und zwar ein ſofortiges 
Handeln verlange. Die Fortſetzung politifcher Zahlungen ſei nicht 
nur im Intereſſe Deutſchlands, ſondern der ganzen Welt unmöglich. 
Deshalb ſeien auch Kompromißlöſungen nicht mehr am Platz, die 
das Syſtem der politiſchen Zahlungen aufrechterhalten wollten 
(9. 1. 32). — Die Ausführungen des deutſchen Reichskanzlers, die 
durch ähnliche Erklärungen gegenüber dem engliſchen Botſchafter in 
Berlin unterſtrichen würden, finden in der ganzen Welt großen 
Widerhall. Frankreich droht mit Repreſſalien; die bedingungsloſe 
Verlängerung des 25-Millionen-Dollar-Kredits wird auf Betreiben 
des Gouverneurs der Bank von Frankreich, Moret, vom Derwal- 
tungsrat der Bank für Internationale Zahlungen in Bafel abgelehnt 
(11. 1.). — Die Reparationskonferenz wird vorausſichtlich am 28. Ja- 
nuar in Lauſanne beginnen, nachdem ſich alle Regierungen grund⸗ 
ſätzlich auf dieſen Termin geeinigt haben. Die deutſche Delegation 
wird von Reichskanzler Dr. Brüning geführt, außerdem werden 
Keichsfinanzminiſter Dietrich, Reichswirtſchaftsminiſter Warmbold 
und der Staatsſekretär im Auswärtigen Amt von Bülow an der 
Konferenz teilnehmen. 

Aus land: 


Das Kabinett Laval tritt zurück (12. 1.). — Auf den Kaifer von 
Japan wird ein Attentat ausgeübt (8. 1.), der darauf angebotene 
Rücktritt des japaniſchen Kabinetts wird vom Kaifer nicht an⸗ 
genommen. — Die japaniſchen Operationen in der Mandſchurei 
werden nach Einnahme von Chinchow fortgeſetzt. — Die Vereinigten 
Staaten richten eine Note an Japan und China, in der gegen jede 
Verletzung der amerikaniſchen Dertragsrechte in China proteſtiert 
wird (8. 1.). — Staatsſekretär Stimfon fordert im Auswärtigen 
Ausſchuß des Repräfentantenhaufes die Abrüſtung der Alliierten. 
Die Tatſache, daß die Alliierten nicht nach dem Beiſpiel Deutſchlands 
abgerüſtet hätten, habe einen Zuftand der Ungleichheit in Europa 
geſchaffen, der Erbitterung hervorrufe (6. 1.). — In einem Dortrag, 
den der engliſche Dolfswirtfchaftler Keynes in Hamburg hält, erklärt 
er die Tribute für verabſcheuenswert (8. 1.). — In der holländifchen 
Preſſe wird die Streichung der Tribute und Reviſion der Friedens- 
diktate verlangt (9. 1.). — Muſſolini erklärt: Es iſt Seit, die 
3 Rechnung des Krieges (gemeint find die Reparationen), 
zu ſchließen (12. 1.). — Swiſchen Holland und Belgien 
wird ein Abkommen unterzeichnet, das eine Dorzugsbehandlung 
bei Feſtſetzung der Einfuhrkontingente vorfieht (8. 1.). — In der 
3 Hauptſtadt beginnt eine Konferenz der Außenminiſter von 
Schweden, Norwegen und Dänemark, die ein gemeinſames wirtſchaft⸗ 
liches Vorgehen der drei Länder zum Siele hat (7. 1.). — Bei einer 


Volksabſtimmung erklären fih über 70 v. B. des finniſchen Volkes 
für die Abſchaffung des Alkoholverbots. — In Spanien kommt es 
zu erneuten blutigen Fuſammenſtößen zwiſchen Polizei und Demon⸗ 
ſtranten. — Der indiſche Führer Gandhi wird verhaftet (4. 1.). — 
Die Selbſtändigkeit der Mandſchurei wird ausgerufen (2. 1.). — 
In China wird eine neue Zentralregierung gebildet, in der das 
Kantonſche Element das Übergewicht erhält (51. 12.). — va ver⸗ 
ſchärft ſeine Einfuhrſperre gegen deutſche Waren (51. 12.). 


Reich: - 


Reichspräfident von Hindenburg richtet durch den Rundfunk eine 
Neujahrsanſprache an das geſamte deutſche Volk, die auch auf aus⸗ 
ländiſche Sender übertragen wird. In ſeiner Rede ermahnt der 
Keichspräſident das deutſche Volk zur Einigkeit und Treue 
(31. 12.). — Am Neujahrstag finden dann die großen poli- 
tiſchen Empfänge beim Reichspräſidenten ſtatt. Der päpſt⸗ 
liche Nuntius Orſenigo ſpricht für das Diplomatiſche Korps, 
Reichspräfident von Hindenburg betont in feiner Antwort- 
rede, daß es für die Welt verhängnisvoll wäre, wenn die Er⸗ 
wartungen in der Abrüſtungsfrage noch einmal enttäuſcht würden. 
Anſchließend daran bringt die Keichsregierung ihre Glückwünſche 
dar (1. 1.). — In der Frage der Neichspräfidentenwahl verhandelt 
Reichskanzler Dr. Brüning mit dem Führer der Nationalſozialiſten, 
Adolf Gitler, und Vertretern anderer politiſcher Parteien. — Der 
kommuniſtiſche Antrag auf Einberufung des Reichstags wird im 
Alteſtenrat des Reichstags gegen die Stimmen der Antragſteller, 
Deutſchnationalen und Nationalfozialiften abgelehnt (12. 1.). — 
Reichsernährungsminifter Schiele kündigt neue Maßnahmen zur 
Stärkung der bäuerlichen Produktion an (11. 1.). — Swiſchen den 
Banken, Sparkaſſen und Genoſſenſchaften wird ein Zinsabkommen 
unterzeichnet (11. 1.). — Die Zahl der Arbeitsloſen ift in der zweiten 
Dezemberhälfte um rund 516 000 auf 5 666 000 geſtiegen. — Dr. 


Soerdeler fordert als Preiskommiſſar die völlige Beſeitigung der 


Tribute (6. 1.). — Die Reichspoft ſenkt ab 15. Januar einen Teil 
ihrer Tarife. Tarif- und Preisſenkungen werden auch auf anderen Ge⸗ 
bieten der Wirtſchaft vorgenommen. — Im Rahmen der Winterhilfe 
werden von der Reichsregierung neue Mittel zur Kohlenverbilligung 
bereitgeſtellt. — Die deutſchen Leiſtungen an Frankreich in Höhe von 
19 Milliarden Mark überſteigen mit 5,5 Milliarden Mark den Be⸗ 
trag, den Frankreich für den Wiederaufbau der zerſtörten Gebiete 
aufgewendet hat (15,5 Milliarden Mark). — Die Reichsregierung 
veröffentlicht eine neue Militär⸗Eiſenbahnordnung (28. 1.). 


Länder und Gemeinden: 


Die Württembergiſche Staatsregierung erläßt einen Aufruf zum 
Wiederaufbau des abgebrannten Stuttgarter Schloſſes. — Die Ge⸗ 
meinde⸗ und Kreiswahlen in Lippe bringen den Vationalſozialiſten 


und Kommuniſten Gewinne. 


— Zur Zeitgeſchichte —— 


Fur Methodik der präſidentenwahlen 


Mit dem 5. mai 1952 läuft die ſiebenjährige Amtszeit des 
deutſchen Reichspräfidenten ab. Nach 3 von er 
Seite würde der Termin der Neuwahl ſpäteſtens auf den März 
feſtzuſetzen fein, denn die Reichsverfaſſung ſieht Volkswahl des 
Reichspräfidenten, gegebenenfalls in zwei Wahlgängen, vor, fo daß 
vom erſten Wahltag bis zur amtlichen Veröffentlichung des Wahl- 
ergebniſſes mehrere Wochen vergehen können. Die Wahl des 
Staats oberhauptes durch ein Plebiſzit entſpricht dem Gedankengut, 
das 3. B. in der Verfaſſung der Dereinigten Staaten von Nord- 
amerika ſeinen Ausdruck gefunden hat. In den Republiken Europas 
iſt ſie keineswegs die Regel, vielmehr befolgt man bei der Einſetzung 
der Staatsleitung die mannigfaltigſten Methoden, wie der folgende 
kurze Überblick zeigt. 

Es gibt unter den 38 europäiſchen Staaten heute 19 Republiken, 
wenn man das kleine San Marino und das winzige Andorra mit⸗ 
zählt. Drei von ihnen ſchreiben in ihrer Derfaffung die Volkswahl 
dor: außer dem Deutſchen Reich find es Finnland und Öjterreich. 
Außerdem ſieht eine Republik, Spanien — der jüngſte Frei⸗ 
ſtaat Europas — ein Gemiſch von Dolfs- und Parlamentswahl 
vor: das Land wählt zum Zwecke der Präſidentenwahl ebenſo viele 
Männer wie Kammerabgeordnete vorhanden ſind, und die „Elektoren“ 
treten dann mit den Deputierten zur Wahl des Staatspräſidenten 
zuſammen. Diejes komplizierte Syſtem ift aber praktiſch nach Jn- 


krafttreten der neuen Verfaſſung noch nicht angewandt worden; der 
erſte ſpaniſche Staatspräſident iſt vielmehr von der Kammer allein, 
ohne die Mitwirkung von beſonders zu dieſem Zweck vom Volk 
berufenen Wahlmännern, auf ſechs Jahre gewählt worden. Ebenſo 
ift auch die Volkswahl in Öjterreich, die durch Verfaſſungsänderung 
im Jahre 1929 eingeführt wurde, durch Einigung faſt ſämtlicher 
Parteien des Parlaments ausnahmsweiſe ſuspendiert worden: 
Bundespräfident Miklas wurde im vergangenen Jahr noch nach 
demſelben Syſtem, das die öſterreichiſche Verfaſſung von 1919 vor⸗ 
geſehen hatte, durch die beiden Kammern, Nationalrat und Bundes⸗ 
rat, in gemeinſamer Wahl wiedergewählt. 

Eine ähnliche Methode der Präſidentenwahl, wie fie bis zum 
Jahre 1929 in Gſterreich vorgeſehen war, nämlich durch gemeinſame 
Abſtimmung von zwei Kammern, befolgen noch fünf weitere greis 
ſtaaten: die Schweiz, Frankreich, die Cſchechoſlowakei, Polen und 
Griechenland. Die Schweiz beſtimmt dabei den Präſidenten, der 
einem auf vier Jahre gewählten Gremium von Bundesräten ent⸗ 
nommen werden muß, nur jeweils auf ein Jahr. Im Gegenſatz zu 
den ebengenannten Ländern läßt Lettland ſein Staatsoberhaupt durch 
eine Kammer beſtimmen. Der nördliche Nachbar des lettiſchen 
Staates, Eſtland, kennt überhaupt kein Staatsoberhaupt neben dem 
Regierungschef, ſondern läßt den Miniſterpräſidenten zugleich die 
Funktionen des Staatspräſidenten wahrnehmen. Das entgegengeſetzte 
Extrem herrſcht dagegen ſeit ſechs Jahren an der ſüdlichen Grenze 
Lettlands, in Litauen, wo 1926 durch einen Staatsſtreich ein dikta⸗ 
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torifches Regime eingeſetzt wurde. Präfident Smetona, der ſeitdem 
regiert, jtrebt ſeit einiger Zeit den Abbau des Ausnahmezuſtandes 
und die Überleitung zu einer neuen Verfaſſung an, innerhalb derer 
die Wahl durch eine Kammer auf ſieben Jahre zu geſchehen hätte. 
Wann der Übergang erfolgen ſoll, iſt aber noch nicht beſtimmt. 
Ahnlich trägt ſich auch der portugieſiſche Diktator, General Carmona, 
mit der Abſicht der Legaliſierung des gleichfalls ſeit ſechs Jahren in 
ſeinem Lande herrſchenden Ausnahmeregimes. Ende des Jahres 1951 
hat er eine dementſprechende Proklamation erlaſſen. 
diktatoriſch regierte Republik Europas, die Türkei, die freilich nach 
dem Friedensſchluß von 1920 ihre Hauptſtadt nach Kleinafien ver⸗ 
legte, hat ihren Staat nach den äußeren Formen des Parlamentaris⸗ 
mus organiſiert. Der Staatspräſident, Muftafa Kemal Paſcha, der 
ſeit 1925 an der Spitze des Staates ſteht, wird jeweils von der 
Nationalverſammlung auf vier Jahre gewählt. Seine Wiederwahl 
iſt bereits zweimal erfolgt. Nach dem tſchechoſlowakiſchen Präſidenten 
Maſaryk, der feit Begründung der ſelbſtändigen tſchechoſlowakiſchen 
Republik dem Staate vorſteht, ift Muſtafa Kemal der „dienſtälteſte“ 
unter den europäiſchen Präſidenten. Als Dritter folgt mit einer 
ſiebenjährigen Amtszeit der deutſche Neichspräfident von Hindenburg. 
Freilich haben der finniſche Staatspräſident Svinhufvud und 
der litauiſche Präſident Smetona ſchon bei der Gründung ihrer 
Staaten vor 15 Jahren das Amt des Staatsoberhauptes bekleidet. 
Beide haben fih aber nach Derabſchiedung einer Derfaffung von 
den leitenden Stellen zurückgezogen und ſind erſt ſpäter wieder an 
die Spitze ihrer Staaten gekommen, Spinhufvud nach einem äußerſt 
erregten Wahlkampf vor jetzt gerade einem Jahre. Mehrere Präſi⸗ 
denten der europäiſchen Länder bekleiden ihr Amt erſt ſeit kurzer 
Seit. So wählten im Jahre 1951 neben Finnland und Eſterreich 
auch Frankreich, Spanien, Danzig und Eſtland ihre Staatsober- 
häupter neu, und Präfident Doumer in Frankreich, Senatspräſident 
Ziehm in Danzig, Zamora in Spanien und Päts in Ejtland wurden 
zum erſtenmal an die Spitze ihrer Staaten berufen. Zahlreiche 
Republiken beſtimmen auch, daß der Staatspräſident nur einmal eine 
Wahlperiode lang dieſe Funktion wahrnehmen darf und nicht wieder⸗ 
wählbar iſt. Das iſt u. a. in Griechenland der Fall, das neben 
Spanien die jüngſte Republik Europas iſt. Eine Sonderſtellung 
unter allen europäiſchen Staaten nimmt naturgemäß die Union der 
Sozialiſtiſchen Sowjet⸗Republiken ein. Sie kennt keinen eigent⸗ 
lichen Staatspräſidenten. Die Funktion eines ſolchen nimmt der 


Vorſitzende des Exekutivkomitees der Sowjetunion, Michael Jvano⸗ 


witſch Kalinin wahr. Er hat ſein Amt bereits ununterbrochen ſeit 
1919 inne. l 

Jn den meiften Ländern übernehmen Männer gereiften Alters 
das verantwortungsvolle Amt des höchſten Repräſentanten der 
Nation. So hat neben dem deutſchen Reichspräfidenten von Zinden⸗ 
burg der tſchechoſlowakiſche Staatspräſident Maſarpk das 80. Lebens 
jahr überſchritten, der 1951 neugewählte franzöſiſche Präfident 
Doumer wird nächſtens 75 Jahre alt, und der finniſche Präſident 
Svinhufvud ſteht ihm an Alter wenig nach. Daß die ausgeglichene 
Ruhe und Weisheit eines Alters, das den Menſchen über den 
Streit der Parteien erhebt, einen beſonderen Aktivpojten für die 
Leitung eines republikaniſchen Staates bedeuten, iſt alſo nicht nur 
die Überzeugung des deutſchen Volkes, ſondern auch die zahlreicher 
anderer großer Kulturvölker. St. 


Der japaniſch⸗chineſiſche Konflikt 


Das Ergebnis der letzten außerordentlichen Tagung des Dölfer- 
bundsrates über den japaniſch⸗chineſiſchen Konflikt in Paris war 
genau ſo unbefriedigend wie das der beiden früheren Tagungen. 
Das einzig Neue gegenüber dieſen war allein die Einſetzung einer aus 
je einem Vertreter Englands, Frankreichs, Deutſchlands, Italiens 
und Amerikas beſtehenden Unterſuchungskommiſſion des Dölfer- 
bundsrates, die ſich im Januar nach der Mandſchurei begeben ſoll, 
deren Kompetenzen jedoch derartig beſchränkt ſind, daß ſie eigentlich 
nur die Funktionen eines Berichterſtatters des Völkerbundes beſitzt. 
Die Lage in der Mandſchurei iſt ſomit nach keiner Richtung hin 
entſpannt. Sie hat fih im Gegenteil weiter zugeſpitzt. Kenn- 
zeichnend für fie war der Kegierungswechſel, der fich in unmittelbarem 
Anſchluß an die letzte Ratstagung ſowohl in Japan als auch in 
China vollzogen hat. In Japan iſt die bisherige Minſeito⸗Regie⸗ 
rung Wakatſuki durch eine Seiyufai-Regierung unter Inukai ab⸗ 
gelöſt worden, in China wenige Tage darauf der chineſiſche Staats ⸗ 
präſident Chiang Kai⸗ſhek zurückgetreten. Was dieje beiden Ereig⸗ 
niſſe bedeuten, kann nicht zweifelhaft ſein. 

Die Seipukai ift die Partei des verſtorbenen ehemaligen Miniſter. 
präſidenten General Tanaka, der in den Jahren 1927 und 1928 zur 
Beſetzung von Schantung ſchritt und von hier aus dem Dormarſch 
der Südchineſen unter Chiang Kai⸗ſhek auf Peking entgegentrat. 
Sie iſt im Gegenſatz zur Minſeito und deren Größen wie der bis⸗ 
herige Miniſterpräſident Wakatſuki und fein Außenminiſter Shide⸗ 
hard die Partei der ſtarken Hand gegenüber China. Inukai aber ijt 
ſeit dem Tode Tanakas ihr Führer, ſein Kabinett bis auf ganz 
wenige neue Namen das gleiche wie dasjenige Tanakas im Jahre 
1927. Chiang Mai⸗ſhek wiederum war es, der im Jahre 1927 radis 
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kal mit Moskau gebrochen und deſſen bis dahin vorherrſchenden Ein⸗ 
fluß in der chineſiſchen Nationalbewegung beſeitigt hatte, als dieſer 
Einfluß verhängnisvolle Folgen zu zeitigen begann. Er war es ge⸗ 
weſen, der Borodin und feinen Mitarbeitern energiſch das Hand- 
werk gelegt hatte, als dieſe glaubten, das im Entſtehen begriffene 
neue China nach Moskauer Muſter formen zu können, der nicht 
minder energiſch auch unter der chineſiſchen Anhängerſchaft Moskaus 
aufgeräumt hatte, als diefe nach der Vertreibung Borodins An⸗ 
ſtalten machte, fih ihm zu widerſetzen und den Ideengängen Mos⸗ 
kaus in der chineſiſchen Nationalbewegung doch noch Geltung zu 
verſchaffen. Chiang Kai⸗ſhek war ein Feind Moskaus, ein Gegner 
aller bolſchewiſtiſchen Experimente in China. Sein Siel war die 
Verſtändigung und Zuſammenarbeit mit den kapitaliſtiſchen Mäch⸗ 
ten bei gleichzeitiger Wiederherſtellung und territorialen Freiheit 
Chinas, feine Perſönlichkeit die Bauptſtütze der antibolſchewiſtiſchen 
Front in China. Für ihn gab es keinerlei Paktieren mit dem 
Bolſchewismus mehr, ſondern nur noch Kampf. 

Die Männer, die ſeinen Rücktritt veranlaßt haben und jetzt an 
ſeine Stelle treten, ſind von weſentlich anderer Art. Es ſind die, 
die ſich im April bereits von ihm getrennt und in Kanton eine 
Gegenregierung gegen ihn gebildet haben. Sie vertreten, wie alles, 
was von Kanton ausgeht, die ſchärfere und radikalere Richtung in 
der chineſiſchen Nationalbewegung und ſind zum Teil ſogar auf eine 
enge Zuſammenarbeit des neuen China mit Sowjetrußland ein⸗ 
geſtellt. Das gilt in erſter Linie von dem bekannten Kantoner 
Politiker Wang Ching-wai und dem bisherigen Außenminiſter in 
Kanton, Eugen Chen, der nunmehr auch in Nanking einen einfluß⸗ 
reichen Poſten in der neuen chineſiſchen Regierung übernehmen ſoll. 
Beide find im Jahre 1927 nach dem Bruch Chiang Kai⸗ſheks mit 
Moskau infolge ihrer radikalen Geſinnung und Hinneigung zu 
Moskau durch Chiang Kai⸗ſhek jeglichen maßgeblichen Einfluſſes 
in der chineſiſchen Nationalbewegung beraubt worden und haben 
ſeitdem längere Zeit in Moskau gelebt. Ihr Eintritt in die neue 
chineſiſche Zentralregierung und der Rücktritt Chiang Kai⸗ſheks 
machen ſomit der chineſiſchen Außenpolitik den Weg zu einem er⸗ 
neuten engeren Zujammengehen mit Moskau frei. 

Der Regierungswechſel in Japan deutete auf eine ſchärfere 
Politik Japans gegenüber China. Er war eine Demonſtration gegen 
den Völkerbund und die Dereinigten Staaten, ſein Sweck, beiden 
den feſten Willen Japans möglichſt eindringlich vor Augen zu 
führen, in der Mandſchurei den einmal eingeſchlagenen Weg ohne 
Rückſicht auf andere entſchloſſen bis zu Ende zu gehen. Der Rück⸗ 
tritt Chiang Kai⸗ſheks war auch eine Demonſtration, zugleich aber 
noch mehr. Er war eine Drohung Chiang Kai⸗ſheks, in erſter Linie 
an die Vereinigten Staaten und England, mit Verhältniſſen, wie 
fie dieſe ſchon einmal in den Jahren 1926/1927, als Moskau die 
chineſiſche Nationalbewegung beherrſchte, zum Schaden ihrer poli- 
tiſchen und wirtſchaftlichen Stellung in China erlebt haben. Chiang 
Kai-fhet erinnert durch feinen Rücktritt an feine kurz vor der 
Oktobertagung des Dölkerbundsrats abgegebene Erklärung, daß 
China auch vor dem Außerſten, vor einer Verbindung mit Moskau, 
nicht zurückſchrecken werde, falls feinem Recht in dem Konflikt mit 
Japan nicht Genüge geſchehe. Das war der Sinn ſeines Rücktritts. 
Er iſt nicht der erſte und braucht auch wie im Jahre 1927 kein end⸗ 
gültiger zu ſein, er kann es aber ſein. 

Mit dem Regierungswechſel in Japan und dem Rücktritt 
Chiang Kai⸗ſheks ift der japaniſch⸗chineſiſche Konflikt in eine neue, 
ſeine vierte Phaſe getreten. Wie ſich dieſe entwickeln wird, kann 
nicht zweifelhaft fein. In der Mandſchurei ift es zu neuen ſchweren 
Kämpfen gekommen. Japan hat auch noch den letzten in chineſiſcher 
Hand befindlichen Teil der Mandſchurei, die Gegend von Tahuſchan 
und Kintſchou an der Mukden⸗Peking⸗Eiſenbahn, mit dieſer und 
den von ihr in die öſtliche Mongolei führenden chineſiſchen Eiſen⸗ 
bahnen beſetzt. Es hat Ernſt mit feinen ſogenannten „Polizei⸗ 
aktionen“ gemacht, nachdem der chineſiſche Befehlshaber an der 
Peking⸗Mukden⸗Bahn es abgelehnt hatte, die in Frage kommenden 
Gebiete zu räumen und ſeine Truppen bis hinter die Große Mauer 
zurückzunehmen Die Mandſchurei fol von chineſiſchen Streit- 
kräften reſtlos geſäubert, ſie ſoll in ihrer ganzen Ausdehnung feſt 
in der Hand der japaniſchen Truppen fein, wenn die Dölkerbunds⸗ 
kommiſſion, in der Deutſchland durch den früheren Gouverneur 
von Deutſchoſtafrika, Dr. von Schnee, vertreten fein wird, in Oſt⸗ 
aſien eintrifft. 

Die neuen japaniſchen Operationen in der Südmandſchurei 
haben England, Frankreich und die Vereinigten Staaten zu Schritten 
bei der japaniſchen Regierung in Tokio veranlaßt, die in ihrer 
ganzen Art ſehr an den bekannten Einſpruch Frankreichs, Rußlands 
und Deutſchlands gegen den Frieden von Shimonozeki, der im 
Jahre 1896 bekanntlich den japaniſch⸗chineſiſchen Krieg beendete, 
erinnern. Irgendeinen Erfolg ſcheinen dieſe engliſch⸗amerikaniſch⸗ 
franzöſiſchen Schritte aber nicht gehabt zu haben. 

Der japaniſch⸗chineſiſche Konflickt iſt von einer friedlichen 
Löſung weiter denn je entfernt. Er ift der ſchwerſte Konflikt, den 
die Welt ſeit dem Ende des Weltkrieges erlebt hat. 


— — — . 
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Louiſe Diel: „Ich werde Mutter.“ Bildbeigabe von Käthe 
Kollwitz. Verlag Carl Reißner, Dresden. 1952. 407 Seiten. 
Ein geſundes, nützliches und ſympathiſches Buch. Geſund vor 
allem inſofern, als es einen Beitrag zur Weckung und Stärkung des 
Willens zur Mutterſchaft, zum Kinde, bietet, geſchrieben von einer 
werdenden Mutter während der Schwangerſchaft. Sympathiſch be⸗ 
rührt, daß intime und zarte Dinge mit Freimut und zugleich mit 
Delikateſſe behandelt werden, was in deutſcher Sprache einſtweilen 
zweifellos gewagt ift und trotzdem von der Verfaſſerin in einer 
Weiſe durchgeführt wird, die Beifall verdient. 

Behgerzigenswert ift, daß von einem Mutter beruf geſprochen 
wird. Die Derfaſſerin ift fih vielleicht ſelbſt deffen nicht voll be⸗ 
wußt, daß ſie damit der Mutterſchaft eine allgemein gültige 

ſoziale und ful- 

k turelle Bedeutung 
DieSenkungderStraßenbahntarife beilegt. Ich bin 

- == ganz ihrer Anſicht: 

„Diele Männerbe⸗ 

rufe find, von der 
hohen Lebenswarte 
aus geſehen, un⸗ 
wichtig und belang⸗ 
los, niemals aber 
der Mutterberuf der 
Frau! — — —“ Ob 
unſere Zeit tatſäch⸗ 
lich anfängt, der 
Mutter achtungs⸗ 
voller gegenüberzu⸗ 
treten d — wie L. D. 
meint. Ich glaube, 
es iſt noch zu früh, 
über dieſes trübe 
Kapitel der Gegen⸗ 
wart etwas Beſtimm⸗ 
tes auszuſagen. Das 
Derjtändnis dafür, 
wohin wir kommen, 
wenn der Verfall 
der Achtung der 
Mutterſchaft und da⸗ 
mit der Geburten- 
rückgang im gleichen 
Tempo weitergehen, 
5 in den letzten 
= ahren, kann zur 
Seit während der . aus naheliegenden Gründen 8 
ſchwer geweckt werden. Es beſteht aber zweifellos die Gefahr, daß die 
Abneigung der Paare, mehr als etwa ER „Spielkind“ zu haben, auch 
dann anhalten wird, wenn wieder normale wirtſchaftliche Derhält« 
niſſe eingetreten ſein werden, wenn nicht der Wille zum Kind eine 
große Stärkung erfährt. Daß Mutterhilfe in dieſer Beziehung allein 
ſehr wenig fördert, zeigt das Beiſpiel aus Wien, wo trotz muſtergültiger 
Anſtalten die Geburtenzahl von Jahr zu Jahr zurüdgeht und dem- 
nächſt ein Suſtand eintreten wird, bei dem aus Mangel an Kindern 
die Einrichtungen nicht ausgenutzt werden. Die foziale und natio» 
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nale Bedeutung der Mutterſchaft beſteht nicht in einem „Spiel⸗ 
kind“, ſondern in einer „Schar fröhlicher Kinder“ (Marie Stopes). 


Es ſollte keine Meinungsverſchiedenheit mehr darüber beſtehen, 
daß „die moderne Frauenentwicklung eine gewiſſe Gefahr für die 
Familie und damit für den Staat darſtellt“ (S. 129). Das iſt nicht 
nur wahr, ſondern auch ein mutiges Bekenntnis. „Bleibt auf 
eurer eigenen Ebene!“ ſagt Louiſe Diel. In der Tat, ein origineller 
Beitrag zur Kulturentwidlung kann von Frauen nur geleijlet 
werden, wenn fie aus fih heraus wirken und jeden Verſuch, unter 
Vergewaltigung der eigenen Natur, Männliches nachzuahmen, auf⸗ 
geben. Es gibt aber nichts Sinnvolleres, nichts, was in höherem 
Maße das Leben einer Frau auszufüllen vermag, als die körper⸗ 
liche Pflege, Ertüchtigung und Erziehung ihrer eigenen Kinder. 
Daran wollen wir trotz aller wirtſchaftlichen Ungunſt der Zeiten 
und auch mancher glücklicherweiſe abſterbenden Vorurteile gegen 
außereheliche Mutterſchaft, feſthalten. Die Verwirklichung dieſer 
Forderung verlangt allerdings von Männern und Frauen auf mate⸗ 
riellem Gebiet eine Selbſtverleugnung und ein Beſcheiden, das wir 
leider, einſtweilen jedenfalls, nicht aufbringen. Wir ſollten, wie 
L. D. richtig ſagt, lieber „ein bißchen altmodiſch und rückſtändig 
werden“, denn „ſo weit hat es die Frauenbewegung glücklich ge⸗ 
bracht, daß die Mutterſchaft ſich verſteckt und ſich nicht mehr ſtolz 
und beſeligt hervorwagt“ (S. 402). 

Iſt es das ſtarke Muttergefühl, von dem alle Niederſchriften 
— es handelt ſich um ein Tagebuch — durchdrungen ſind, was den 
Wert dieſes Buches ausmacht, ſo hat es andererſeits auch unver⸗ 
kennbare Schwächen. Die ſehe ich vor allem in einer ſehr ſtarken 
Gebundenheit der Derfaflerin an eine beſtimmte ſoziale Umwelt. 
Dadurch büßen ihre Gedanken an Wirkſamkeit ein. Das bezieht ſich 
insbeſondere auf die Anſprüche materieller Art, die ſie in aller Un⸗ 
befangenheit als werdende Mutter kundgibt. Was fie nicht alles 
„braucht“: „Neben der Hebamme noch ein freundliches Weſen, das 
ſie unentgeltlich ſtreichelt und beruhigt und wenn ſie verſagt, einen 
Löffel alten Weines einflößt — —“. Sie braucht die ſuggeſtive Kraft 
ihres Arztes — —. „Und was ich ſonſt alles brauchen werde, weiß 
ich gottlob noch nicht —“. Auch dem Baby werden jhon Luxus- 
wünſche zugeſchrieben: „Ob es wohl die aufſchießenden Krokuſſe und 
die duftenden Hyazinthen jo liebt, daß ich fie jetzt immer haben 
muß.“ Diejenigen Frauen, die ſich ſolche Dinge, und leider noch 
ſehr viel mehr, verſagen müſſen, werden dieſe Seilen, denen ſich 
noch manche weitere anfügen ließen, bitter lächelnd leſen. 

Ferner ſind die Betrachtungen, die über die Stellung der Frau 
im BGB. als Mutter und Gattin angeſtellt werden, nicht frei 
von Einſeitigkeit; aber das wäre noch nicht ſchlimm. Es ſchadet 
ja weiter nichts, wenn ein übriges Mal von Frauenſeite auf Dinge 
hingewieſen wird, die infolge der auch von L. D. kritiſierten Frauen⸗ 
bewegung „unmodern“ geworden ſind. Unerfreulich wirkt dagegen 
der gereizte Ton, mit dem dieſe Dinge vorgetragen werden. Das 
iſt geeignet, das ohnehin zur Zeit außerordentlich geſpannte und ver⸗ 
Bug Verhältnis zwiſchen den Geſchlechtern noch weiter zu 

en. 


Alles in allem — doch eine eigenartige Leiſtung. Ein Buch, 
das alle leſen müßten, die Mutter werden wollen und werden ſollten. 


Roderich von Ungern-Sternberg. 
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Heimatdienst Abonnement 
billiger 


Die Zeitschrift „Heimatdienst‘“, herausgegeben von der Reichszentrale 
für Heimatdienst, erscheint vom 1. Januar 1932 ab im gleichen Umfange 
zweimal monatlich zum verbilligten Bezugspreis von 


RM 6.50 jährlich 
— Lieferung unter Kreuzband RM 1.20 Porto), RM 3.25 halbjährlich (zuzügl. 
0.60 Portospesen bei Lieferung unter Kreuzband). 


Einzelpreis der Heimatdienst-Nr. 30 Pfg. Streng vertroulich ohne Anzchiung gegen 
Richtlinien O Monote Ziel und monotlicne Aorer 
= Erste Rote 1 Monat nach Lieferung 
der Reichszentrale für Heimatdienst Jedes Sen wird nach getroftener wahl für Km: 


Bezugspreis der in zwangloser Folge erscheinenden Nummern ab 1. Jan. 1932 jeden Kunder besonders ancetertiot 55 : 
RM 2.00 jährlich. Einzelpreis je nach Umfang. Minderwertige Ware führen wir nicht estätigung: 
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Prospekt durch jede Buchhandlung 


Zum Preise von 2.— RM, zuzüglich Porto, 


falls Sie nicht den Stabselbstbinder zum Preise 
von 3.60 RM vorziehen, wodurch Sie die Einband- 
kosten sparen und das wertvolle Material in Ihre 
Bibliothek laufend als Buch einordnen können. 


Inhaltsverzeichnis des Jahrganges 1931 
zum Preise von 15 Pfg. (zuzüglich Porto). 


Zentralverlag, G. m. b. H., Berlin W 35 |: 


Der Stab-Selbstbinder ist der richtige 


Sammeleinband rir aen 
„Heimatdienst“ 


Billiger als einbinden! 


Der ganze Jahrgang mit seinem wertvollen Material 
in einem schönen Einband mit Titeldruck, 
in Goldprägung 
durch einen Stahlstab ohne Durchlochung | Dr. Fritz Wertheimer e Von deutschen 


B Parteien und Parteiführern im Auslande 
fest, ordentlich und zweckmäßig 1927. 2. erweiterte Auflage 1931, geb. RM 10.80, geh. RM 9.— 


aufgehoben Darstellung des Deutschtums in Politik und Parlamenten des Auslandes 
P re i S sowie der politisch-parlamentarischen Lage der Parteien. 


Neuaàullagen und Neuersdeinungen! 
Unentbehrlich für jeden politisch Tätigen 


Dr. Wilh. Ziegler, Einführung in die Politik. 
Mit 46 Kartenbeigaben. 2. Aufl. 1929. 316 Seiten 
geb. RM 9.—, geh. RM 7.20 


Wer ehrlich in der Politik mitreden und mitwirken will, muß dieses 
lebendige und anschauliche Buch gelesen und studiert haben. 


Dr.Hugo Grothe e Die Deutschen in Übersee 


bei spesenfreier Zusendung und bei Voraus- Eine Skizze ihres Werdens, ihrer Verbreitung und kulturellen Arbeit 
zahlung auf Postscheckkonto Berlin 78995 1932, 320 Seiten, 19 mehrfarbige Karten, geb. RM 12.—, geh. RM 10.— 
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Laut Noiverordnung herabgesetzte Preise! 
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Dle Verkautspreise unserer Verlagserschelnungen sind ab 1. Januar 1932 w¾ie folgt: 


I. Staatsbürgerkunde und Verfassungsrecht 


Neue Preise RM 

Ziegler: Einführung in die Politik, 2. Auflage . . brosch. 7,20 
bd. 9,00 

ch. 2,25 


rosch. 


Be 40 er: Einführung in die deutsche Reichsverfassung 
49.—51. Tausend . .s . . 


idmann: Katechismus des deutschen Staats- 


Leinen 
10 Jahre Weimarer Verfassung (Verfassungsreden bel 
den Verfassungsfelern der Reichsregierung) . . geh. 


S 
Sa 


ebd 
Dr. Wirth: Verfassungsrede bei der Feier der Relchs- ri 
regierung 1930 g 
Dr. Dietrich: Verfassungsrede bei der Feier der 
Reichsregierung 1931. . $ eh. 
Oncken: Nach 10 Jahren (2 Reden) B rosch. 
Zum Verfassungstag 1931 5 
Conrad: Wege zur Reichsreform ” 
Wissenschaft, 
Ehrenthal: 5 
Hiblw. È 
Der Sinn von Locarno (Urkunden und Erläuterungen) i 
Sooke re Pah Segen ern . . geh. 
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Il. Friedensvertrag und Reparationsfragen 
—  E 


Ströhle: Von Versailles bis zur Gegenwart 296. bis 
Tausend . ; 


° u E E N Re T 
Ziegler: Bilddokumente zur Kriegsschuldfrage 


Croll: Was mußt Du von der Reparationsfrage wissen 
Die Entwicklun nsfrage 5 
„brosch. 
politik 
Deutschlands Re- 
: Das Dawes-Gutachten es 
s Abrüstungsproblem 


pe 
o 


Zukunft brosch. 
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A. Grabowsky: Staatund Raum, 112 Seiten 2Tab 
: z 5 ellen 
. Maull: Politische Grenzen, 104 Seiten, 12 Karten 
Burchard: Staat und Klima, 80 Seiten, 10 Karten. . 
Pahl: Der Kampf um die Rohstoffe, 80 Seiten, 

eichnungen .. 
‚ Eckert: Meer und Weltwirtschaft, 80 Seiten, 19 Karten 
Arz: Landmächte und Seemächte, 64 Seiten, 10 Karten 
« Vogel: Die Entstehung des modernen Weltstaaten- 
s, 101 Seiten, 12 Karten 
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nghann: Die nationale Minderheit, 76 S., 3. K. 
Kohn: Orient und Okzident, 96 Selten, 14 Zeichnungen 
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Ill. Auslandsdeutschtum und Grenzlandkunde 


Neue Preise RM 

Krebs: Deutschland und Deutschlands Grenzen . . brosch. 1,35 

Der Kampf um die deutschen Grenzen ........ 5 ge 

gebd. 5.— 

Rudolph: Die Freie Stadt Danzig brosch. 0,90 
Polonlicus: Die Deutschen unter der polnischen 

Herrschaft 2,25 

Zastrow-Dannert: Deutschland braucht Kolonien 1 nA: 

gebd. 3,15 


Wert heim er: Von deutschen Parteien und Partel- 
führern im Auslande ... gebd. 10,80 


Das mitteleuropälsche Grenz- und Auslandsdeutschtum 

Lange: Übersichtskarte von Ost-Mitteleuropa - - » 

Sprachenatlas der Grenzgebiete des Deutschen Reiches 

mit Begleitschrift von Keller... .. 2: ec... 
Grothe: Die Deutschen in Obersee n 10 
geh. 10,— 


IV. Wirtschafts- und Sozialpolitik 


Ziegler : Einführung in die Volkswirtschaft, 3. Auflage, „a ib 2,10 
' w. 

Scheu: Des Relches wirtschaftliche Einheit . « brosch. 3.— 

ebd. 4,50 


Dovifat: Die Industrie in der Volkswirtschaft . . brosch. 0,65 
Rauecker: Die Berufsfreude im modernen Wirt- 
schaftsleben . „„ 025 


* U 
2,70 
1,80 


von Hamm 1,80 
Kauft Deutsche Waren x ra 0,20 
Jessen: Das Kontokorrent des Herrn Jedermann . 
Die Untersuchung der deutschen Wirtschaft. 
Finanz- und Wirtschaftsprobleme der Gegenwart . . . 
Raab: Die Entwicklung der Reichsfinanzen seit 1924 
Jessen: Der Reichsgoldetat 1924 und die deutsche 

Finanzwirtschaft ER 

itte: Das deutsche Steuersystem in tabellarischer 

Übersicht 
Jessen: Die österreichische Finanzwirtschaft 
Rauecker: Einführung in die Sozialpolitik 
Wissel: Die Sozialpolitik nach dem Kriege 
Die deutsche Sozialpolitik, Rednermappe 
Die deutsche Sozialpolitik in der Nachkriegszeit 
Dernburg: Der Preissturz auf dem Weltmarkte . - 
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V. Augenpolitik und Weltpolitik 


Grabowsky: Deutschland und das Weltbild der 
Gegenwart . . 
Windelban 


Gadow: Seerüstung und Flottenpolitik der Mächte 
von der Vorkrlegszeit bis zur Gegenwart ... 
Kampf der Krise (Eine Flugschrift) N 


ÜCHEREI 


Länderkundliche Reihe 

Altmann 

Band: 
E. Scheu: Deutschlands Wirtschaftsprovinzen und Wirt- 
schaftsbezirke, 80 Seiten, 20 Karten EF 
R. Rungaldier: Österreich, 52 Seiten, 9 Karten 
F. Thorbecke: Das tropische Afrika, 80 Seiten, 5 Karten 
F. Machatscheck: Die Tschechoslowakei, 80 S., 5 K. 
P. Herre: Spanien und Portugal, 88 Seiten, 12 Karten- 
skizzen . . - ER 
H.v.Glasenapp:Britisch-Indien und Ceylon, 100 S., 10 K. 
S. R. Steinmetz: Die Niederlande, 80 Seiten, 8 Karten 
G. Menz: China, 88 Seiten, 7 Karten 
R. Lüt gens: Die A. B. C.-Staaten, 112 Seiten, 22 Karten 
S. Pass arge: Agypten und der arabische Orient, 
70 Seiten, 14 Zeichnungen ee 
W. Geisler: Australien und Ozeanien, 96 S., 18 K. 


Diese Bücher und Schriften sachpolitischer Aufklärungund staatsbürgerlicherErziehung 
sind die besten Helfer im Kampfe gegen die Wirtschaftskrise 


Verlangen Sie unseren ausführlichen Verlagskatalog und die Sonderprospekte: 


ZENTRALVERLAG GMBH - BERLIN W 35 - POTSDAMER STR.41 
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Zu 
Goethes 


Lichtbildvorträge 5 
Bildbänder i 
Epikarten⸗Serien 


Das Goethe- Jahr 1952 ruft in der ganzen Kulturwelt, insbeſondere in Deutfchland, die Geiſter auf, um Zeugnis darüber abzulegen, 
daß Leben und Werk dieſes deutſchen Genies nicht nur Geſchichte, ſondern lebendige Gegenwart und fruchtbare Zukunft ift. 
Goethe, der Inbegriff des deutſchen Menſchen, Symbol der fauſtiſchen, deutſchen Kultur, ift das Thema, das der Deutſche Lichtbild 
Dienſt G. m. b. H. in ſeiner Weiſe behandeln wird. 
Gewiß werden ſich an allen Orten von beſonderer Bedeutung Möglichkeiten beſonderer Goethe-Feiern ergeben. Was wir wollen, 
iſt, das Bild der äußeren Erſcheinung, das Bild von Goethes Leben, die Bilder feiner eigenen Phantaſie in Vorträgen zufammen- 
zuſtellen, um in ſeinem Sinne Bildung durch das Bild zu verbreiten. : 
Er, den man mit Recht den „Augenſeligen“ genannt, der fich ſelbſt als „Naturſchauer“ bezeichnete und das Bild als das beſte Mittel 
anſprach, um „Entferntes und Abgeſchiedenes“ uns näherzubringen, würde ficher jeden Verſuch begrüßen, ſolcherart Kenntniſſe und 
Erkenntniſſe zu vermitteln. 
Auf Grund unſeres umfangreichen Goethe-Bildarchivs gaben wir nachſtehende Serien heraus: 


Goethes Leben 


Textlich und bildlich bearbeitet von Reichskunſtwart Dr. E.Redslob 

(mit 60 Bildern) i 
Diefer Goethe-Vortrag ift berufen, die Goethe-Feierſerie des Jahres 1932 zu werden. Der Reichskunſtwart, deffen ſoeben erſchienenes 
Werk „Goethe's Leben“ (Verlag der Reichsdruderei) erneut beredtes Zeugnis für die Goethe-Verbundenheit feines Verfaſſers ablegt, 
hat zahlreiche bedeutende Bilddokumente ſinnvoll zuſammengefügt und bietet in feinem Vortrag eine volkstümliche Darſtellung von 
Goethes Leben, feinem Wirken und feiner Umwelt. Dieſe Serie darf in keiner Lichtbild- und Lehrmittelſammlung fehlen, weil fie 

über den Tag hinaus Wert hat. 
Bestellnummer für die Glas-Dia-Serie L 2460 Preis RM 72.— 
= „ das Bildband Ef 2460 er M 6.— 
Wegen Entleihung dieser Serie Anfragen baldigst erbeten. 
Subskription auf verbilligte Cellophan-Dia Preis RM 12.50 


Goethe und Frankfurt Goethe und Weimar 

Nach 50 Bildern des Frankfurter Goethe-Muſeums zufammen- Mit 100 Bildern des Lichtbildners Günther Beyer 

geſtellt von Prof. Dr. Ernſt Beutler — Frankfurt. und Text von Dr. A. Hoßbach — Weimar. 

Best.-Nr. f. d. Lichtbildvortr. L 2474 Preis RM 80. — Best.-Nr. f. d. Lichtbildvortr. L 2478 Preis RM 120. — 
39 7 T T Bildband Gf 2474 „ RM 7.50 CE] 5 5 » Bildband Gf 2478 ” RM 9.50 


(einschließlich Lizenz für die Goethespende), Auf Goethes Spuren 1 
(Die Italienreiſe im Auto.) Textlich mit 60 Original-Auf- 
nahmen und Zeichnungen bearbeitet von 
Prof. Emil Pirchan — Berlin. 
Best.-Nr. f. d. Lichtbildvortr. L 2473 Preis RM 72.— 
„ „ » Bildband G£ 2473 „ RM 6.— 


Todestag 


Was dem Auge dar sich stellet, 

sicher glauben wir's zu schauen. 

Was dem Ohr sich zugesellet, 

gibt uns nicht ein gleich Vertrauen. 
(Goethe.) 


Der junge Goethe 
Mit 60 Bildern bearbeitet 
von Dr. Leo Francke — Dresden. 


Best.-Nr. f. d. Lichtbildvortr. L 2481 
39 79 99:98 Bildband 


Preis RM 72.— 
Ef 2481 „ RM 6.— 2 


Goethe in den Mannesjahren 
In 2 Teilen zu je 40 Bildern von Dr. E. Kaß — Berlin. 


Best.-Nr. f. d. Lichtbildvortr. L 2495 A/B je Preis RM 48. — 
„ „ m Bildband Gf 2495 A/B „ „ RM 5.— 


Goethe, der Greis 


Frauen um Goethe 
Nach 50 Stichen, Schnitten und Gemälden der Zeit bearbeitet 
von Anna Blos — Stuttgart. 
Best.-Nr. f. d. Lichtbildvortr. L 2458 Preis RM 60.— 
5 „ „ Bidband Gf 2458 „ RM 5.40 


Goethe, der Maler und Zeichner 


Mit 60 Bildern bearbeitet von 50 Handzeichnungen nach Goethe mit Text von 
Kunſtſchriftſteller Kurt Meißner — Berlin. Prof Emil Pirchan — Berlin. 

Best.-Nr. f. d. Lichtbildvortr. L 2461 Preis RM 72.— Best.-Nr. f. d. Lichtbildvortr. L 2489 Preis RM 60.— 
„ „ Bildband Gf 2461 „ RM 6— „ „ „ „% Budband Gf 2489 „ MR 5.40 


Epi-Poſtkarten- Serien 

zur Verwendung im Epiſkop und Epidiaſkop. 
Zu Goethes Gedächtnis | Goethe und Weimar 
mit 110 Bildkarten und Text zum Preiſe von RM 12.50 mit 100 Photoabzügen und Text zum Preiſe von RM 20.— 

Epi-Karten nur käuflich. Proſpekt koſtenlos. 
Außer den Lichtbildvorträgen, aus denen jedes Dia einzeln abgegeben wird, hat unſer Goethe -Lichtbild archiv eine Fülle weitere r 
Aufnahmen. Ferner beſorgen wir aus Lichtbildarchiven anderer Verleger jedes vorhandene Dia zum Originalpreis. 
Bezugs bedingungen: Bei Beſtellung der Reihen ift die Beſtell⸗Nr. genau anzugeben. Bildverzeichniſſe für jeden Vortrag koſtenlos 
auf Verlangen. Der Einzelpreis für das Diapoſitiv beträgt RM. 1.25. Bild bänder nur käuflich. Anfragen wegen Leihſerien recht- 
zeitig erbeten. Für Verleih kommt nur die Serie L 2460 „Goethes Le ben“ in Frage, evtl. Cellophan-Dia-Serien. 
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